Google 



This is a digital copy of a book that was prcscrvod for gcncrations on library shclvcs bcforc it was carcfully scannod by Google as pari of a projcct 

to make the world's books discoverablc online. 

It has survived long enough for the Copyright to expire and the book to enter the public domain. A public domain book is one that was never subject 

to Copyright or whose legal Copyright term has expired. Whether a book is in the public domain may vary country to country. Public domain books 

are our gateways to the past, representing a wealth of history, cultuie and knowledge that's often difficult to discover. 

Marks, notations and other maiginalia present in the original volume will appear in this flle - a reminder of this book's long journcy from the 

publisher to a library and finally to you. 

Usage guidelines 

Google is proud to partner with libraries to digitize public domain materials and make them widely accessible. Public domain books belong to the 
public and we are merely their custodians. Nevertheless, this work is expensive, so in order to keep providing this resource, we have taken Steps to 
prcvcnt abuse by commercial parties, including placing lechnical restrictions on automated querying. 
We also ask that you: 

+ Make non-commercial use ofthefiles We designed Google Book Search for use by individuals, and we request that you use these files for 
personal, non-commercial purposes. 

+ Refrain fivm automated querying Do not send automated queries of any sort to Google's System: If you are conducting research on machinc 
translation, optical character recognition or other areas where access to a laige amount of text is helpful, please contact us. We encouragc the 
use of public domain materials for these purposes and may be able to help. 

+ Maintain attributionTht GoogXt "watermark" you see on each flle is essential for informingpcoplcabout this projcct and hclping them lind 
additional materials through Google Book Search. Please do not remove it. 

+ Keep it legal Whatever your use, remember that you are lesponsible for ensuring that what you are doing is legal. Do not assume that just 
because we believe a book is in the public domain for users in the United States, that the work is also in the public domain for users in other 
countries. Whether a book is still in Copyright varies from country to country, and we can'l offer guidance on whether any speciflc use of 
any speciflc book is allowed. Please do not assume that a book's appearance in Google Book Search mcans it can bc used in any manner 
anywhere in the world. Copyright infringement liabili^ can be quite severe. 

Äbout Google Book Search 

Google's mission is to organizc the world's Information and to make it univcrsally accessible and uscful. Google Book Search hclps rcadcrs 
discover the world's books while hclping authors and publishers rcach ncw audicnccs. You can search through the füll icxi of ihis book on the web 

at |http: //books. google .com/l 



Google 



IJber dieses Buch 

Dies ist ein digitales Exemplar eines Buches, das seit Generationen in den Realen der Bibliotheken aufbewahrt wurde, bevor es von Google im 
Rahmen eines Projekts, mit dem die Bücher dieser Welt online verfugbar gemacht werden sollen, sorgfältig gescannt wurde. 
Das Buch hat das Uiheberrecht überdauert und kann nun öffentlich zugänglich gemacht werden. Ein öffentlich zugängliches Buch ist ein Buch, 
das niemals Urheberrechten unterlag oder bei dem die Schutzfrist des Urheberrechts abgelaufen ist. Ob ein Buch öffentlich zugänglich ist, kann 
von Land zu Land unterschiedlich sein. Öffentlich zugängliche Bücher sind unser Tor zur Vergangenheit und stellen ein geschichtliches, kulturelles 
und wissenschaftliches Vermögen dar, das häufig nur schwierig zu entdecken ist. 

Gebrauchsspuren, Anmerkungen und andere Randbemerkungen, die im Originalband enthalten sind, finden sich auch in dieser Datei - eine Erin- 
nerung an die lange Reise, die das Buch vom Verleger zu einer Bibliothek und weiter zu Ihnen hinter sich gebracht hat. 

Nu tzungsrichtlinien 

Google ist stolz, mit Bibliotheken in Partnerschaft lieber Zusammenarbeit öffentlich zugängliches Material zu digitalisieren und einer breiten Masse 
zugänglich zu machen. Öffentlich zugängliche Bücher gehören der Öffentlichkeit, und wir sind nur ihre Hüter. Nie htsdesto trotz ist diese 
Arbeit kostspielig. Um diese Ressource weiterhin zur Verfügung stellen zu können, haben wir Schritte unternommen, um den Missbrauch durch 
kommerzielle Parteien zu veihindem. Dazu gehören technische Einschränkungen für automatisierte Abfragen. 
Wir bitten Sie um Einhaltung folgender Richtlinien: 

+ Nutzung der Dateien zu nichtkommerziellen Zwecken Wir haben Google Buchsuche Tür Endanwender konzipiert und möchten, dass Sie diese 
Dateien nur für persönliche, nichtkommerzielle Zwecke verwenden. 

+ Keine automatisierten Abfragen Senden Sie keine automatisierten Abfragen irgendwelcher Art an das Google-System. Wenn Sie Recherchen 
über maschinelle Übersetzung, optische Zeichenerkennung oder andere Bereiche durchführen, in denen der Zugang zu Text in großen Mengen 
nützlich ist, wenden Sie sich bitte an uns. Wir fördern die Nutzung des öffentlich zugänglichen Materials fürdieseZwecke und können Ihnen 
unter Umständen helfen. 

+ Beibehaltung von Google-MarkenelementenDas "Wasserzeichen" von Google, das Sie in jeder Datei finden, ist wichtig zur Information über 
dieses Projekt und hilft den Anwendern weiteres Material über Google Buchsuche zu finden. Bitte entfernen Sie das Wasserzeichen nicht. 

+ Bewegen Sie sich innerhalb der Legalität Unabhängig von Ihrem Verwendungszweck müssen Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst sein, 
sicherzustellen, dass Ihre Nutzung legal ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass ein Buch, das nach unserem Dafürhalten für Nutzer in den USA 
öffentlich zugänglich ist, auch für Nutzer in anderen Ländern öffentlich zugänglich ist. Ob ein Buch noch dem Urheberrecht unterliegt, ist 
von Land zu Land verschieden. Wir können keine Beratung leisten, ob eine bestimmte Nutzung eines bestimmten Buches gesetzlich zulässig 
ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass das Erscheinen eines Buchs in Google Buchsuche bedeutet, dass es in jeder Form und überall auf der 
Welt verwendet werden kann. Eine Urheberrechtsverletzung kann schwerwiegende Folgen haben. 

Über Google Buchsuche 

Das Ziel von Google besteht darin, die weltweiten Informationen zu organisieren und allgemein nutzbar und zugänglich zu machen. Google 
Buchsuche hilft Lesern dabei, die Bücher dieser We lt zu entdecken, und unterstützt Au toren und Verleger dabei, neue Zielgruppcn zu erreichen. 
Den gesamten Buchtext können Sie im Internet unter |http: //books . google .coiril durchsuchen. 



'J 



i^"?r-^^ 't 



*■ Das Eecht 



deutschen Einzelsi 

bezüglich des 

Akschliisses TSIkerrecbtIicher Ter 

mit besonderer BerUcksich 

Stellung im Raiclie. 



/2. 

T' 



Saaugias'ai » Disaerta 

Her 
k. juris tischen Fakultät E 
vorgelegt 
von 

Heinricii Tinsch. 



4 

Erlangen. 

Druck der Universitäts-Bnchdriickerei von Jua 



'pU 



Die Frage nach dem Fortbeateheti der SonveränetSt der 
dentacben Einzelstaaten wird häofig wegen der rechtlichen 
Nator des deutschen Seiches als Bandesstaat, wie solche 
von der herrschenden Meicnng angenommen wird, verneinend 
beantwortet. 

SouTeräoetät — so argnmentirt man — ist die Unab- 
hängigkeit einer staatlichen Macht (snprema potestas) nach 
AassCD gegenüber den Übrigen Völkerrechts - Sabjekten nnd 
die Unbeechränktheit derselben nach Innen gegenüber den 
Staatsangehörigen. Im BandesBtaate aber, als derjenigen 
staatlichen Erseheinnngsform, in welcher sich mehrere bis- 
her eelbstständige Staaten unter Bildung einer Ober ihnen 
stehenden gemeinsamen Centralgewslt dauernd vereinigt ha- 
ben, ist der £inzelBtaat in seinem Wirken weder nach Innen 
Töllig unbeschränkt, denn die der gemeinsamen Obergewalt 
zostehenden M&chtbefngnisse , insbesondere hinsiebtlich der 
Geaetzgebong, durchbrechen die Befugnisse der Oliederstaaten 
gegenüber ihren ÄngehSrigen, noch anch ist der Einzelstaat 
nach Aussen ganz unabhängig, indem die Sonreränetät von 
der Centralgewalt absorbirt ist. Man geht sogar soweit, den 
Satz aaszQsprecbeD, dass nach dem Begriffe der Sonveränetät 
eine BeschrSukung derselben ein Unding, eine contradictio 
in adjecto sei, da ja eine beschränkte snprema potestas 
sich selbst negire. 

Wie aber die Freiheit nnd das Eigentham noch fort- 
danem, wenn anch einzelce an sich in denselben enthaltene 
Hachtbefagnisse zeitlich oder dauernd dem berechtigten Sub- 
jecte fehlen, «o ist dies anch bezüglich der SouvetänetSt 
der Fall. Ist diese , freilich dnrcb Gewalt dem Subject ent- 
zogen, dann wird sich ihr Vorhandensein ans einzelnen Be- 
fugnissen, welche sie sonst in sich begreift, nicht behaupten 
lassen ; anders aber dann, wenn dorch Vertrag die einzelnen 

TiDtch, Rwbl 



Vorwort. 

'"iten sich ibrer bisher nnbe&cbräDkten SonrerSnefät be- 
en zn GnnBten eines von ibneu selbst gescbaffenen völker- 
itlicben Snbjektes , welcbea sie mit einer Reibe von 
ignissen ausstatten, während eie andere eicb reservirea. 
wird für den Einzelstaat und ftlr den Gesammtstaat ein 
loer abgegrenzter Competeozkreis geschaffen, der rom 
de nicht willkttrlicb d. h. gegen den Willen seiner Glieder 
eitert werden kann ; beide Competeozkreiee aber ergänzen 

znr vollen Staats- and TÖlkerrechtlichen SonreränetSt. 

So wird man auch im jetzigen dentscben Beiehe von 
r wenn anch nicht vollen, so doch beschränkten Sonve- 
ität der Einzeletaateo sprechen dUrfen, d. h. von einer 
hen innerhalb ihrer ohne ihre Znstimmang nicht eioza- 
}uden MacbtsphSre. Dies erkennt denn ancb die deutsche 
ibsTerfassniig an, indem sie den Einzelstaaten die Begelang 
einer Verhältniese ganz, anderer in zeitlich beschränkter 
se nnd sab conditione Überlassen hat, nemlich bis za 

Zeitpunkte, wo das Reich von seiner verfassungsmässig 

zngestandcnen Befugniss Gebrauch machend sich die- 
Verbältnisse bemächtigt bat and dieselben durch Gesetz 
' vifikerrecfatlichen Vertrag normirt. Dabei worde zadem 
gegangen von der vollen Sonveränetät der Einzelstaaten, 
iass die denselben verbliebenen Befugnisse nicht als Frivi- 
;n, sondern vielmehr die Befugnisse des Reiches als Be- 
änkangen der Competenz äer Kinzelstaaten anznaehen 
Hierüber wird später des Kähereu zu sprechen sein, 
lezieht sich dies aber sowohl auf die innere, als auf die 
lere Seite der Sonveränetät, d. h. wie auf die Gesetz- 
rngsbefugoiss , so auf das Becbt der Einzelstaaten zam 
chlosse völkerrechtlicher Verträge. Hinsichtlich des vSlker- 
tlichen Verkehrs ist denselben oattlrlich auch das Mittel 
Ausübung ihrer Rechte, das aktive nnd passive Gesaud- 
.ftsrecht gewährt, freilich mit der selbstverständlichen 
agabe, dass die Einzelstaaten Gesandschaftsverkebr nur 
solchen Mächten anterbalten ktioneu, welche vom Beiche 
kannt sind, und mit der gesetzlichen Beschränkung, dasB 
elben Coneuln zwar empfangen, nicht aber bestellen dür- 

[B. Verf. Art 56.] 
Die Gebiete aber, bezUglich welcher ein selbststSndiges 
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Vorwort 3 

Recht der Einzelstaaten zur Begelang ihrer ÄDgelegeDheiten 
durch Gesetz und völkerrechtlichen Vertrag besteht^ sind in 
dem Grundgesetz des deutschen Reiches nicht in scharf be- 
stimmter Weise abgegrenzt und es ist insbesondere ausdrück- 
lich nur der sogenannten Sonderrechte^ welche als Privilegien 
gegenüb^er dem Mass der Befugnisse aller einzelnen Staaten 
anzusehen sind, Erwähnung geschehen. 

Es lassen sich diese Gebiete lediglich durch Zusammen- 
halt des für die Competenzabgrenzung zwischen Reich und 
Einzelstaaten geltenden, oben kurz angedeuteten Grundsatzes 
mit den Bestimmungen des positiven Rechts der Reichsver- 
fassung bestimmen; hieraus erhellt aber, dass eine Darstel- 
lung des Vertragsschliessungsrechtes der Einzelstaaten nur 
im engsten Zusammenhalte mit den für das Reich geltenden 
Rechtssätzen sich entwickeln lässt. 

So wird denu auch im Folgenden verfahren werden und 
wird sich die vorwürfige Materie gliedern in die Darstellung 
- 1) des abschlussberechtigten Staatsorgans, 

2) des Umfanges des Vertragsschliessungsrechtes, 

3) der formellen Behandlung der Staatsverträge vor 
und nach dem Abschlüsse, 

woran sich noch eine Erörterung reihen mag über das Ver- 
hältniss zwischen den von den Einzelstaaten abgeschlossenen 
Verträgen und dem Reichsrecht. — 

Bevor jedoch die Lehre vom Abschlüsse völkerrecht- 
licher Verträge zur Darstellung gebracht werden kann, ist 
zuvörderst der Begriff des völkerrechtlichen Vertrages, der 
aus logischen Gründen an die Spitze gestellt werden muss^ 
zu fixiren. 

Es ist nemlich nicht in allen Fällen, in welchen der 
Staat als Subjekt eines Vertrages erscheint, dieser ein völker- 
rechtlicher und demgemäss nicht auf jeden vom Staate ab- 
geschlossenen Vertrag das Völkerrecht oder Staatsrecht an- 
wendbar. Damit sich aber ein Vertrag als völkerrechtlichelr 
qualifizire, ist eine gewisse Qualität der Gontrahenten und 
des Inhaltes erforderlich. 

Der Vertrag eines Staates mit einer Privatperson, sei 
diese physische oder juristische, kann niemals völkerrecht- 
liche Natur haben, weil es hier an der zum Vertrage noth- 
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Vorwort. 

an Gleichheit der recfatlicben Stellang beider Contra- 
fehlt; es wird damit nattlrlich nicht behauptet, daBS 
'trag des Staates mit einer Frivatpereon überhaupt 
ich sei, soDdem nur, dass ein völkerrecbtlicher Ver- 
ter diesen Verhältnissen unmöglich sei. Ein solcher 

wird immer nur die privatrechtliche Seite des Staa- 
Ühren köDnenand ist ein privatrechtlicber, nach den 
ätzen des Privatrechtes zn bearthcilender. Der vOlker- 
be Vertrag erfordert also als Contrabenten soaverSne 
; doch können ausserdem auch Verträge zwischen 
>erhänptem solcher Staaten rOlkerrechtliche Qualität 

insofeme sie sich anf Angelegenheiten beziehen, 

die LandesTerfassung ber&hren z. B. Erbverbrtlde- 
, Verträge Über die Änsttbung von Hobeitsrechten, 
uf Gegenstände des Völkerrechts z. B. Titel and 
ichte. 

la nun die Qualität des Inbaltes betrifft, so lässt sieb 
Q besten negativ bestimmen. Man wird sagen mttssen, 
1 Vertrag unter den bereits angeführten Voraassetzangen 
Person der Contrabenten nur dann ein völkerreebt- 
ei, wenn sein Inhalt nicht lediglich nach dem Privat- 
lu beurtheilen ist. Danach also sind Verträge zwischen 
iden Ffireten über Lehensrerhättnisee oder Erbrechte 
ib des Scbatullgutes u. s. w. nicht zu den vOlkerrecht- 
ta zählen, da ihr Inhalt nach dem PriTatrechte zu be- 
n ist. Dagegen fallen Verträge zwischen Staaten in 
3gorie der rtilkerrecbtlicbeu auch dann, wenn sie Ver- 
ikeiten begründen, die an sich dem Privatrechte ange- 
;. B. Kauf- oder Tanschverträge bezüglich des Staats- 
ams, weil hier doch nicht lediglich das Priratrecht in 
iommt, sondern diese Rechtsverhältnisse auch zugleich 
ih rechtlicher Katar sind. 

ist hier in Kürze auch die Frage bezüglich derrecht- 
iualität der mit der Carie abgeschlossenen Concordate 
tem. Dieselbe ist bekanntlicb Gegenstand lebhaften 
, in welchem sich drei Hauptmeinungen gegenflber- 

die man kurz als Privilegien-, Legal- und Vertrags- 
bezeichnen kann. 
) beiden crsteren negiren die VertragsqualitSt der 



Vorwort. 5 

Goncordate flberhaupt und zwar vorzugsweise ans dem Omnde; 
weil die contrahirenden Subjekte nicht rechtlich gleichwer- 
thig seien. Während aber die Privilegientheorie von der 
Ansicht ausgeht^ dass der Staat in kirchlichen Dingen der 
Kirche absolut untergeordnet sei und zu gehorchen habe, 
also hier nicht Gleichberechtigte sich gegenüberstünden; be- 
tont die Legaltheorie mehr die Eigenschaft des Staates als 
einzigen Faktors aller menschlichen Entwicklung und be- 
trachtet die Kirche lediglich als ein Organ des Staates^ mit 
welchem er als in ihm selbst seiend einen Vertrag nicht ein- 
gehen könne. 

Die Unrichtigkeit dieser beiden Theorien ist längst er- 
kannt und es kann sich nur fragen , ob die sogenannte Ver- 
tragstheorie haltbar sei. Man hat dagegen angeführt; dass 
der Pabst seit dem Verluste des sogenannten Patrimonium 
Petri aufgehört habe, souveräne Macht zu sein und sonach 
den Concordaten alle jene wesentlichen Gautelen fehlen, auf 
welchen die Sicherung der Einhaltung der Verträge beruhe; 
indem jedes Zwangsmittel weggefallen sei. Hiegegen ist 
aber anzuführen; dass die Goncordate stets nur mit dem 
Pabste als sichtbarem Oberhaupte derKirchC; nicht als welt- 
lichem Souverän abgeschlossen worden sind und werden und 
dass die völkerrechtlichen Garantieen eben wegen seiner eigen- 
thümlichen Stellung auf rein internem Gebiete niemals ge- 
geben wareU; dass sich sonach die Stellung des Pabstes be- 
züglich des Abschlusses von Goncordaten durch die Ereig- 
nisse des Jahres 1870 nicht geändert hat Man hat ferner 
gegen die Vertragstheorie geltend gemacht; dass die Kirche 
kein Subjekt des Völkerrechts; keine civitaS; sei; weil ihr 
Gebiet ein rein innerliches sei, das keine Analogie mit den 
Gegenständen völkerrechtlicher Verträge zulasse. 

Aus diesen Gründen hat sich eine vierte Meinung dahin 
ausgesprochen; dass man die Goncordate wenigstens nicht 
als völkerrechtliche Verträge ansehen dürfe, sondern als eine 
ganz eigenthümliche Art von Verträgen betrachten müssC; 
welche nicht unter den Grundsätzen des Völkerrechts stehe. 
Will man aber die Goncordate überhaupt als Verträge an- 
sehen, was sich nicht wird umgehen lassen, so bleibt hin- 
sichtlich ihrer Qualifikation lediglich die Wahl zwischen pri- 



len nnd völkerrechtlichen Verträgen; ein Drittes 
löglich. Dieselben aber als privatrechtliche anzo- 
aicht allein wegen ihres öffentlich rechtlichen, in's 
i tief eingreifenden Inhaltes, als auch wegen der 
Stellang der Subjekte nnmöglich. Denn der Pahst 
lem Gebiete ebenso unabhängig nnd sonverän, als 
he FUrst auf dem seioigen; Beide vertreten beim 
der Goncordate eine organisierte Geaammtheit 
ssen nnd Individuen^ die gegenseitig nicht im Ver- 
!r Ueber- nnd Unterordnung stehen. Der Inhalt 
■e ist dergestalt, dass er eine ausschliesslich ver- 
^ ßegelang erheischt. Dazu kommt, dass seit 
rten zwischen Rom nnd den katholischen Staaten 
ein geordneter diplomatischer Verketr besteht nnd 
Praxis den Goncordaten Verbindlichkeit fQr beide 
8 zugesprochen hat. 

freilich die völkerrechtlichen Zwangsmittel attf bei- 
fehlen, ist unbestreitbar; es besteht jedoch das 
Interesse auf Seite des Staates sowohl, als auf 
irie, dass das Vereinbarte auch eingebalten werde 
kann und mnss jene Zwangsmittel ersetzen, die 
1 Falle des Ernstes zweifelhaften Werthes sind. In 
;en Punkten aber decken sich die Uhrigen Arten 
tlicber Verträge und die Goncordate vollständig, 
kann desshalb zu keinem anderen Resultate ge- 
} zu dem, dass die Goncordate als völkerrechtliche 
:a betrachten seien. 

dieser Erßrternng Aber den Begriff des völkerreeht- 
trages kann denn übergegangen werden zur Dar- 
jr vorwBrßgen Materie. 



I. Absclmltt. 

Das zum Abschlüsse competente Organ. 

Es ist von einer Reihe von Schriftstellern auf dem Ge- 
biete des Staatsrechts der Satz aufgestellt worden, dass ein 
völkerrechtlicher Grandsatz bestehe, wonach das Staatsober- 
haupt anbedingt und fttr alle Fälle der legitimirte Repräsen- 
tant des Staates sei und diesen durch jeden Vertragsschluss 
verpflichte, gleichviel ob von der Staatsverfassung eine Mit- 
wirkung der Volksvertretung als hiezu erforderlich bezeichnet 
sei oder nicht; so namentlich Gn eist, Gutachten über die 
Auslegung des Artikels 48 der preussischen Verfassungs- 
urkunde (Anlage A des 5. Berichts der Commission für Peti- 
tionen betr. die mit Russland abgeschlossene Cartel - Conven- 
tion ; Drucksachen des preussischen Abgeordnetenhauses 1868, 
abgedruckt in E. Meier, Abschluss von Staatsverträgen, 
Leipzig 1874 am Ende), so auch Robert von Mohl noch 
in der Encyclopädie der Staatswissenschaften 1872 S. 415 ff., 
welcher jedoch sich in seinem späteren Werke : „Das deutsche 
Reichsstaatsrecht" 1873 im entgegengesetzten Sinne ausge- 
sprochen hat Andere vertreten mit einer Modifikation die- 
selbe Ansicht, indem sie eine staatsrechtliche und eine völker- 
rechtliche Seite der Frage unterscheiden und behaupten, dass 
ein Vertrag völkerrechtlich bindend werde durch die Ratifika- 
tion Seitens des Staatsoberhauptes und aus völkerrechtlichen 
Gründen hinfällig werden könne; die staatsrechtliche Seite 
der Frage komme aber erst in Betracht bei der Ausführung 
des Vertrages, wenn und insoweit hier die Mitwirkung der 
Volksvertretung nothwendig werde und in Folge ihrer Nicht- 
genehmigung den Vertrag undurchführbar machen könne. 
Dieser Anschauung huldigen: v. Rönne, Verfassungsrecht 
des deutschen Reiches 1872 S. 61; H. A. Zachariae, deut- 



B mm Abschlnsse competente Organ. 

n S. 586; Zöpfl, GmndBätze des ge- 
latsrecbta 1863 S. 380 ff- and 387 ff. ; 
Staatsrecht 1878 S. 484 ff. 
tzte Meinung, daBS nemlicb Btaatsreeht- 
m des YertragsBchliessniigsrechteB des 
ib TÖlkerrecbtliche Bedeutung zukomme, 
Nichtbeachtung anch kein gültiger Ycr- 
e, wird namentlich vertreten durch R. 
iehsBtaatsrecbt 1873 S. 303 ff.; E. Meier, 
rerträgen an rerscbiedenen Orten, na- 
1 Ton Gorias in Hirth's Annalen 1874 

klichen Gollisionen aber eine Beband- 
lieBsnngsrechteB nach den beiden erst- 
fUbren könne, ist leicht ereichtlicb; 
rseits das Staatsoberhaupt dem MitcoD- 
lltigen Vertrage znr Ansftthrang dessel- 
xerseitB aber die Möglichkeit sehr nahe 
der Erfüllung seiner vertragBrnäBsigen 
btbeacbtang seiner Btaatsrecbtlichen Ver- 
verde. Der Forst würde nan nach An- 
n Schriftsteller zanäcbst mit allen Mitteln 
es abgeschlossenen Vertrages binznwir- 
tuell darcb Anflösnng der nicht znstim- 
nd bei definitiver Erfolglosigkeit seiner 
lebnng des Vertrages anf diplomatischem 
ilBsen. Geht man aber anf diesem Wege 
itt weiter, so wird sich für den Fall, 
zeichnete Answeg nicht zn erreichen ist, 
en, dass das Staatsoberhaupt durch den 
ültigen Vertragsabschloss den Staat vor 
iwischen einem casns belli oder der An- 
as entgegen seinen Interessen nnd dem 

es sich mit der angeführten Behauptung 
ikerrechtlicben Grundsatzes, wonach der 
und unter allen Umständen den Staat 
abgeschlossenen Vertrag verpflichtet? 



I. Abschnitt Das znm Abschlüsse oompetente Organ. 9 

Das Völkerrecht, ein jus non scriptum, giebt hierauf keine 
positive Antwort; es beruht auf Gewohnheitsrecht, welches 
aus der übereinstimmenden Handlungsweise der Staaten zu 
erkennen ist; aber auch hier sucht man vergebens die Lö- 
sung der Frage. Es bleibt sonach Nichts ttbrig, als dass 
man die Ansichten* der bedeutendsten Autoritäten auf dem 
Gebiete des Völkerrechts höre und prüfend neben einander 
stelle, um aus dem Gewichte ihrer Meinungen eine Ent- 
scheidung zu gewinnen. Es ist denn auch dieser Weg von 
E. Meier a. a. 0. S. 92ff. eingeschlagen und in ^iner Zu- 
sammenstellung der bezüglichen Ansichten der bedeutendsten 
Völkerrechtslehrer verschiedener Nationen von Hugo Gro- 
tius an bis zu Galvo in die neueste Zeit herauf mit Evidenz 
nachgewiesen worden, dass alle diese Autoritäten überein- 
stimmend scharf und klar das Gegentheil von dem behaup- 
teten Grundsatze aussprechen, indem sie alle lehren, dass 
zum verbindlichen Abschlüsse eines völkerrechtlichen Ver- 
trages dasjenige Organ eines Staates befugt sei, welches 
hiezu von der Staatsverfassung ermächtigt sei. Sonach be- 
stimmt das Sjiaatsgrundgesetz die Vertragsschliessungs - Com- 
petenz des Herrschers und darum ist es eine Pflicht der 
Staatsregierungen, beim Abschlüsse solcher Verträge gegen- 
seitig die verfassungsmässige Legitimation des Organs ihrer 
Mitcontrahenten hinsichtlich der Dispositionsfähigkeit zu prü- 
fen, wenn sie sich nicht der Gefahr aussetzen wollen, einen 
nichtigen Vertrag geschlossen zu haben. 

Und wenn es auch sonst nicht angeht, die Analogie des 
Frivatrechts für das Völkerrecht geltend zu machen, so dürfte 
doch gerade hier dem Satze Ulpian's in L. 19 Dig. de reg. 
jur. : qui cum alio contrahit, vel est vel debet esse non igna- 
rus conditionis ejus eine Berechtigung um so weniger abzu- 
sprechen sein, als ja die Staatsverfassungen kein Geheimniss, 
sondern unter allen Staaten wohl bekannt sind. 

Der Schwerpunkt der Frage liegt also auf staatsrecht- 
lichem Gebiete und damit fällt auch die Möglichkeit einer 
CoUision zwischen Vertragsschliessung und Ausführung weg ; 
denn ist ein Vertrag ohne Beachtung der im Staatsgrund- 
gesetz enthaltenen Beschränkungen vom Staatsoberhaupt ge- 
schlossen, so fehlt zu seinem Bestände eben ein wesentliches 
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Moment, die DiapositioDfibefQgniBS des eontrahirenden Organs, 
und der Vertrag: ist nichtig. Eine etwaige Bemtlbnng des 
Regenten, denselben, wenn ihm nicbt nacbtrtEgliche Geneh- 
migung durch die competenten Organe zn Theil wird, mit 
allen Mitteln gleichwohl aafrecht zn erhalten , wie dies 
T. Rönne, VerfassnngBrecbt des dentschen Reiches S. 61 
tUr nothwendig erachtet, wSre Bogar als Verfassnugsverletzang 
za qualifiziren. 

Zn Onneten der entgegengesetzten Ansicht spricht nnn 
allerdings ein Umstand, ein OpportanitStsgrand nemlicli, der 
einer ntüieren Belenchtang bedarf. Es ist dies die Einfalt 
der Handlung im völkerrechtlichen Verkehre, welche bei der 
unbedingten Prärogative des Staatsoberhauptes zum Abschlüsse 
von StaatBvertrSgen zur Geltung kommt.' Es lässt sich natUr- 
Hch keineswegs verkennen, dass in den wichtigsten Momen* 
ten des internationalen Verkehrs eine Mehrheit der bändelnden 
Organe wegen der dabei in's Gewicht fallenden Notbwendig- 
keit raschen EntBchlieseens und Handelns von Nachtheil sein 
kann; darum ist wohl auch in fast allen Verfassungen, wenn 
es sich um Krieg und Frieden handelt, dem Staatsoberhanpte 
ganz freie Hand gelassen. Ob aber eine Ausdehnung dieser 
Freiheit auf alle Tfilkerrechtlichen Verträge nnd Akte nicht 
noch weit schwerere Naehtheile für den Staat verursachen 
könnte, ist eine Frage, deren Berechtigung nicht zn bezwei- 
feln ist. Genau besehen trifil aber der in dem eben ange- 
führten Moment der nothwendigen Einheit beim völkerrecht- 
lichen Handeln enthaltene Vorwarf nnsere Ansicht gar nicht. 
Denn auch bei beschrankter HandlungsfUhigkeit des Staats- 
oberhauptes ist gleichwohl Einheit der Aktion nach Aussen 
dadurch zu erzielen, dass der technisch fertige Entwurf vor 
der Ratifikation der Volksvertretung zur Genehmigung vor- 
gelegt wird , da ja Verhandlung nnd Ratifikation in .der 
landesherrlichen Competenz liegen. 

Der« Einwand aber, dass der Herrscher, welchem einer- 
seits das freie Recht der KriegsfUhrnng und Friedensscblies- 
snng zustehe, durch die anderseitige Beschränkung beim Ab- 
Bchlusse eines vielleicht ganz unwichtigen Vertrages in eine 
unwürdige Stellung gedrängt werde, welche von keiner Ver- 
fassung gewollt sein könne, ist ebenso wenig, wie der vorige 
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geeignet; den Satz zu entkräften, dass das Staatsoberhaupt 
den Staat nur insoweit yerpfiiehten könne , als es mit Be- 
achtung seiner verfassungsrechtlichen Beschränkungen handle. 
Denn dieser Satz ist nicht, wie die erwähnten Einwände, auf 
Ntttzlichkeitsrttcksicliten und politische Erwägungen gebaut, 
sondern als Norm des positiven Staatsrechts und als Conse- 
quenz des sogenannten Gonstitutionalismns aufgestellt. — 

Nach dieser allgemeinen Auseinandersetzung ist nun das 
gewonnene Resultat auf die in den einzelnen Staaten be- 
stehenden Verfassungsbestimmungen anzuwenden. J)a es je- 
doch, wie später erhellen wird, aach für die Darstellung des 
bezüglich der völkerrechtlichen Verträge der Einzelstaaten 
geltenden Rechts von Wichtigkeit ist zu wissen, unter wel- 
chen Voraussetzungen ein gültiger Weise abgeschlossener 
Vertrag des Reiches vorliege, so ist eine kurze Beleuchtung 
der diesbezüglichen Bestimmungen der deutschen Reichsver- 
fassung nicht zu umgehen. 

Artikel 11 derselben, welcher die Competenzen für die 
Ausübung der völkerrechtlichen Fi^nktionen regelt, lautet nun: 

„Das Präsidium des Bundes steht dem Könige vonPreussen 
„zu, welcher den Namen Deutscher Kaiser führt. Der Kaiser 
„hat das Reich völkerrechtlich zu vertreten, im Namen des 
„Reiches Krieg zu erklären und Frieden zu schliessen, Bünd- 
„nisse und andere Verträge mit fremden Staaten einzugehen, 
„Gesandte zu beglaubigen und zu empfangen 

„Insoweit die Verträge mit fremden Staaten sich auf solche 
„Gegenstände beziehen, welche nach Artikel 4 in den Bereich 
„der Reichsgesetzgebung gehören, ist zu ihrem Abschlüsse 
„die Zustimmung des Bundesraths und zu ihrer Gültigkeit 
„die Genehmigung des Reichstages erforderlich.^ 

In diesen Worten sind also zwei Kategorieen von Ver- 
trägen gebildet, für welche verschiedenes Recht gilt, 
nemlich : 

1) solche, die sich auf Gegenstände beziehen, welche nach 
Art. 4 *) in den Bereich der Reichsgesetzgebung ge- 
hören, und 



*) S. hiezu das unmittelbar Folgende. 
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Es ist hier freilich fast Alles streitig, so insbesondere, 
ob die Worte „Zostimmang znm Abschlüsse^ nnd „Geneh* 
migang zur Gültigkeit^ eine verschiedene Art der Mitwirkung 
von Bundesrath und Reichstag statuiren, ob die Genehmigung 
des letzteren schon vor dem Abschlüsse d. h. der Batifikation 
ertheilt sein müsse ; ferner ob die Mitwirkung der beiden 
Staatsorgane in allen Fällen erforderlich sei, in welchen die 
Gegenstände der Verträge unter eine der Nummern des Art* 4 
fallen^ oder nur dann, wenn bei deren interner Regelung 
eine Thätigkeit der gesetzgebenden Faktoren veranlasst wer- 
den müsste, so dass also eine Mitwirkung von Bundesrath 
und Reichstag nicht erforderlich wäre, wenn im Art 4 ge- 
nannte Gegenstände, soweit sie lediglich die Verordnungs- 
gewalt in Bewegung setzten, durch völkerrechtliche Verträge 
normirt würden. Es würde jedoch zu weit führen und ist 
nicht Aufgabe dieser Abhandlung, die hier einschlagenden 
Streitfragen zu untersuchen und zu entscheiden. 

Was die zur oben angeführten zweiten Kategorie ge- 
hörigen völkerrechtlichen Verträge betrifft; so ist zu deren 
gültigem Abschlüsse verfassungsmässig der Kaiser allein be- 
rechtiget. Hieher gehören kraft positiver Bestimmung die 
Friedensschlüsse ohne Rücksicht auf ihren Inhalt, femer der 
Natur der Sache nach Verträge, welche die äussere Politik 
betreffen ; dazu kommen nach der richtigen Ansicht noch Ver- 
träge über solche Angelegenheiten, deren interne Regelung 
in der Verordnungsgewalt des Kaisers liegt. Damit ist jedoch 
noch nicht das ganze Gebiet dieser Kategorie erschöpft; es 
lassen sich vielmehr noch mannichfache Beziehungen des 
staatlichen und socialen Lebens denken, deren vertrags- 
mässige Regelung nothwendig werden kann, ohne dass die- 
selben in den hauptsächlich durch Art 4 bestimmten Bereich 
der Reichsgesetzgebung fallen. Bestimmend für deren Ein- 
reihung in die zweite Kategorie ist aber immer die Beant- 
wortung der Frage, ob bei interner Regelung der concreten 
Verhältnisse lediglich die Verordnungsgewalt des Kaisers in 
Bewegung gesetzt werden müsste oder nicht. — 

Nun zu den deutschen Einzelstaaten: 

Diese zerfallen nach ihrer Verfassungsform in Monarchieen 
und Republiken; die ersteren sind mit Ausnahme der beiden 
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mecklenbiirgisehen Grossherzogthümer^ welche noch altetän- 
disch gegliederte Landtage haben, modern constitutionelle ; 
die Verfassung der fiepnbliken ist eine repräsentative , inso- 
ferne als nicht das Volk in der Oesammtheit seiner einzelnen 
Glieder die Regierung unmittelbar ausübt, sondern diese einer 
Anzahl gewählter Vertreter übertragen hat. 

Nach dieser verschiedenartigen Gestaltung der Verfassung 
ist auch die Beantwortung der Frage nach dem zum Ab- 
schlüsse völkerrechtlicher Verträge competenten Staatsorgan 
verschieden. Denn wenn in den Monarchieen die Macht der 
VerhäUnisse dazu geführt hat, dass den Repräsentanten des 
Volks ein nicht unbeträchtlicher Einfluss auf den Abscbluss 
internationaler Verträge eingeräumt wurde, so ist hier doch 
wieder der Gesichtspunkt bestimmend, dass auch in der 
constitutionellen Monarchie principiell die höchste Gewalt im 
Staatshaupte concentrirt ist und die Rechte der Volksvertre- 
tung sich immer nur als Beschränkungen des Herrschers durch 
den Willen der Beherrschten darstellen; in den Republiken 
dagegen kann von einer Mitwirkung der Volks- Ver tretung, 
von einer Beschränkung der höchsten Gewalt durch das Volk, 
die Beherrschten, naturgemäss nicht die Rede sein, denn die 
höchste Gewalt liegt eben ganz und voll in den Händen des 
Volks, welches nur die Ausübung derselben einer Anzahl von 
Vertrauenspersonen übertragen hat. Während daher in den 
Monarchieen das Staatsoberhaupt die Vermuthung der Be- 
rechtigung für sich hat, wogegen ein Beweis nur durch aus- 
drückliche beschränkende Verfassungsbestimmung geführt wer- 
den kann, ist eine solche Präsumtion bei den republikanischen 
Regierungsorganen nicht gegeben. — 

Die drei deutschen Republiken Lübeck, Bremen und 
Hamburg haben die Ausübung der höchsten Gewalt einem 
Senate und der sogenannten Bürgerschaft übertragen, zwei 
Collegien von gesetzlich beschränkter Zahl gewählter Mit- 
glieder *)♦ 

Diese beiden Collegien leiten jedoch in gleicher Weise 
ihre Rechte von den Bürgern des Staates ab und sind daher 



*) Verfassung von Lübeck Art. 4, von Bremen § 3, von Ham- 
burg Art 6. ' 
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anch in gleichem Masse berechtigt; wenigstens qualitativ, so 
dass im Zweifel die Nothwendigkeit der Thätigkeit beider 
anzunehmen ist; auch ist der Senat nicht alleiniger Träger 
der Gewalt; die Bürgerschaft nicht beschränkendes Element, 
vielmehr beide Mandatare der sich selbst regierenden ßürger- 
Gesammtheit. Die Gesetzgebungsgewalt steht ihnen gemein- 
sam in der Weise zu, dass zum Zustandekommen eines Ge- 
setzes übereinstimmender Beschluss beider Collegien erforder- 
lich ist, beide zur Initiative, dagegen zur Verkündigung der 
Senat allein befugt ist , welchem auch die Verordnungsgewalt 
zusteht *). 

Es würde sonach in getreuer Gonsequenz des dargestell-« 
ten Verhältnisses auch übereinstimmender Beschluss dieser 
beiden Staatsorgane zu dem Zustandekommen völkerrechtlicher 
Verträge erforderlich sein und damit wäre auch die Dar- 
stellung dieser Lehre für die republikanischen Einzelstaaten 
des deutschen Reiches erschöpft. In der That ist aber dieser 
Grundsatz in den Verfassungen von Lübeck und Bremen 
durchbrochen \ wesshalb eine gesonderte Behandlung des Ver- 
tragsrechtes der Bepubliken und der monarchisch regierten 
Staaten Platz greifen muss. 

A. Monarchieen. 

Nicht alle Verfassungen der monarchisch regierten deut- 
sehen Einzelstaaten enthalten über , die Mitwirkung des Land- 
tages bei Eingehung völkerrechtlicher Verträge Bestimmungen. 
Es ist daher zu untersuchen, ob und in wieweit dieser Um- 
stand von Einfluss ist auf die Bestimmung des abschluss- 
berechtigten Organs; es sind desshalb diejenigen Staats- 
verfassungen, welche für gewisse Verträge die Genehmigung 
der Volksvertretung erfordern, und diejenigen, welche keine 
diesbezügliche Beschränkung des Monarchen enthalten, ge- 
sondert zu beleuchten. 

a) Staaten, deren Verfassung zum Abschluss gewisser 
Arten von Verträgen Genehmigung der Volksvertretung er- 
fordert, sind: 

*) Verf. von Hamburg Art. 61, von Lübeck Art* 50, 51; von 
Bremen § 56, 58. 
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nrttemberg*), Oldenbnrg'), BranDSchweig*), 
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nur hieraus hervor; sondern es ist dies insbesondere auch 
aus dem Art 48 der preussisehen Verfassung zu ersehen. 
Denn dort ist ein Unterschied hinsichtlich der rechtlichen Be- 
handlung statuirt zwischen den Friedensverträgen einerseits 
und den Handelsverträgen sowie solchen Verträgen anderer- 
seits , welche dem Staate Lasten oder den Bürgern Verpflich- 
tungen auferlegen; es können sonach unter den letztgenann- 
ten nicht alle völkerrechtlichen Verträge gemeint sein, son- 
dern nur eine bestimmte Gruppe. Deren Begrenzung ergiebt 
sich aber aus der ratio legis, welche keine andere sein kann 
als die Absicht, die verfassungsmässigen Bechte der 'Volks- 
vertretung hinsichtlich der Zustimmung zu Gesetzen und der 
Controle des Staatshaushaltes zu wahren. Es sind also unter 
„Lasten'^ nur solche zu verstehen, welche Gegenstand eines 
Finanzgesetzes oder einer Budgetbewilligung sind , und unter 
„Verflichtungen '^ der Staatsbürger nur solche, die nach der 
Verfassung lediglich durch ein Gesetz auferlegt werden 
dürfen *). 

2) Wenn den „Unterthanen'' besondere neue Lasten auf- 
erlegt werden sollen , erfordert die Verfassung von Oldenburg 
(Art. 6®) und die Landschafts - Ordnung von Anhalt (§ 19) 
gleichfalls die Zustimmung der Stände. Auch hier gilt das 
Gleiche, wie für die sub 1 genannten Staaten bezüglich der 
Interpretation des Wortes „Lasten". 

3) Gleiches ist der Fall in Preussen (Art. 48) und Würt- 
temberg (§ 85 Z. 5), wenn die Verträge Handelsverträge sind, 
in Oldenburg auch bei Schifffahrtsverträgen (Art. 6^). Auch 
hier ergiebt sich eine Schwierigkeit bei der Interpretation in 
soferne, als unter Handels- und Schifffahrtsverträgen Ver- 
träge der mannichfachsten Art inbegriffen werden können^ 
wenn sich nur der Inhalt derselben mittelbar wenigstens auf 
Handel und Verkehr bezieht. Daraus entsteht, wie bei den 
unter 1 und 2 genannten Verträgen die Misslichkeit, dass die 
Volksvertretung in der Lage ist, ihr Zustimmungsrecfft in 
einer von der Verfassung nicht gewollten Ausdehnung in An- 



1) cf. Gneist, Gutachten über die Auslegung d6s § 48 der 
preuss. Verfassungs-Urkunde (Anl. A zum 5. Bericht der Commission 
für Petitionen. Haus der Abgeordneten II. Session 1868). 

T in seh, Becht der deatschen Einzelstaaten. O 



Das zam Abschlösse compi 

xmä daSB nebenher and 
durch die wechselnden l 
hes Leben wesentlich b 
sntische Interpretation der 
B Yor. 

ahergischen nnd Oldenburg 
behendsten Interpretation < 
SS in jener der Znsatz „^ 
tung zur Folge hätte" nn( 
jegenseitigkeitsverträge si 
letztere Ansdrack bedenti 
, dass ein Staat dem and 
nräumt, ohne sich eben ( 
;n lassen, kaum bei ande 
lem fUr den begünstigten 
1 wird. Jedenfalls aber 11 
bsicht za Grunde, der V( 
TÖlkerrechtlichen Staatsa 
n, welchen sie im innere 
Gesetzgebung nnd Bewil 
Ewecke innehat. Dies z 
ie Veranlassung zur Auf 
immuDgen in die Verfassi 
b diese Handels- und i 
niss der Einzelstaaten zu; 
g gewonnen insoferne, f 
itiger Natur, welche sonst 
des Staatsbansbaltea geb 
etlicher Verträge geworde 
;ebungHgewalt nicht besaE 
bei diesen Verhältnissen d( 
irer Befngnisse entzogen 
d einen möglicherweise 
ihen Gesetzgebung und Be 
weise zu beseitigen, ka 
!iBBnngen zur Aufnahme 
mach fernerhin der Volksv 
e nicht mehr geschmälert 
lerg ist nnn die eine Sc 



I. Abschnitt. Das zum Abschlüsse competente Organ. 19 

des Landtags — Mitwirkung bei der Gesetzgebung — , ftlr 
Oldenburg offenbar die andere — Budgetbewilligung — beim 
Abschlüsse von Handels- und beziehungsweise SchifFfahrts- 
verträgen aufrecht erhalten. Es ist darum auch die Bestim- 
mung der preussischen Verfassung dahin zu erläutern, dass 
hier unter Handelsverträgen nur diejenigen zu verstehen seien, 
deren Inhalt entweder die Erlassung neuer, Aenderung oder 
Aufhebung bestehender Gesetze oder eine finanzielle Bewil- 
ligung noth wendig macht; für alle anderen Handels- etc. 
Verträge ist aus dem Grunde, worauf das Mitwirkungsrecht 
der Volksvertretung beim Abschlüsse völkerrechtlicher Ver- 
träge überhaupt beruht, keine Veranlassung zu finden, dieses 
Recht für dieselbe in Anspruch zu nehmen. 

4) Nach den Verfassungen von Württemberg (§ 85 Z. 3), 
Sachsen-Coburg-Gotha (§ 128 Abs. 2), Braunschweig (§ 8), 
Oldenburg (Art. 6») und Reuss j. L. (§ 70) findet eine Mit- 
wirkung der Volksvertretung Statt, wenn ein Landesgesetz 
abgeändert oder aufgehoben werden muss in Folge des Ver- 
trages. 

5) In VS^ürttemberg (§ 85 Z. 4) und Reuss j. L. (§ 70) 
dann, wenn eine Verpflichtung übernommen werden soll, 
welche den Rechten der Staatsbürger Eintrag thun würde. 
Auch ohne diese Bestimmung würde übrigens der Landes- 
herr, weil die Rechte der Staatsbürger auf der Verfassung 
beruhen, sohin in Folge des Vertrages eine Aenderung dieser 
noth wendig würde, gezwungen sein, die Zustimmung der 
Volksvertretung vor Abschluss des Vertrages einzuholen, um 
sich die Möglichkeit der Durchführung desselben zu sichern. 

6) Bei Veräusserungen von Staatseigenthum ist die Ge- 
nehmigung der Volksvertretung erforderlich in Württemberg 
(§ 85 Z. 1), Schwarzburg - Sondershausen (§ 53) und Reuss 
j. L. (§ 70) , sowie bei Veräusserung von Theilen des Staats- 
gebiets in Sachsen (§2), Württemberg (§ 85 Z. 1), Sachsen- 
Weimar (§ 4 Z. 7), Oldenburg (Art. 3 § 1), Braunschweig 
(§ 1), Sachsen-Altenburg (§2), Anhalt (§19), Schwarzburg- 
Rudolstadt (§ 31), Schwarzburg-Sondershausen (§ 53), Wal- 
deck (§ 2) 7 Reuss ä. L. (§ 2). Ausser den genannten Staaten, 
deren Verfassungen ausdrückliche Bestimmungen enthalten, 
ist noch in anderen bei Veräusserungen von Staatsgebiet eine 

2* 
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Staats oder des Staatsoberhauptes, in Beass ä. L. (§ 2) bei 
Veräusserung eines ßegierungsrechtes des Fürsten. 

8) Es ist endlich noch einer Bestimmung der oldenburgi- 
sehen Verfassung (Art. 6*) Erwähnung zu thun, welche ver- 
fägt, dass der Landtag in allen Fällen der Vertragschliessung 
mitwirken müsse, wenn es sich um einen Gegenstand handelt^ 
über welchen ohne seine Zustimmung verfassungsmässig An- 
ordnungen nicht getroffen werden dürfen. Damit ist der 
Spielraum des selbstständigen Yertragschliessungsrechtes des 
Grossherzogs auch für die durch die sonstigen Verfassungs- 
bestimmungen (Art. 3 § 1; Art. 6** und 6°) seiner Disposition 
überlassenen Gegenstände gesetzlich auf die Sphäre des Ver- 
ordnungsrechtes beschränkt^ d. h. auf die zur Ausfahrung be- 
stehender Gesetze erforderlichen Normen (Art. 137); das so- 
genannte Nothverordnungsrecht gibt aber nicht die Befugniss 
zur unbeschränkten Vertragschliessung in den für dasselbe 
vorausgesetzten Fällen [s. S. 50]. — 

Damit sind die einzelnen Fälle der Beschränkung der 
völkerrechtlichen Handlungsfähigkeit des Monarchen, soweit 
sie in den Verfassungen ausgesprochen sind; erschöpft; es 
ist nun deren Wirkung darzulegen. 

Es sind aber hier der Möglichkeiten nur zwei, nemlich 
entweder dass die Mitwirkung der Volksvertretung d. h. ihre 
Zustimmung schon vor der Ratifikation erfolgen muss, oder 
erst nach derselben zur Ausführung des Vertrages. Was aber 
hievon Rechtens sein solle, darüber enthalten nur sehr we- 
nige Verfassungen klare Bestimmungen. 

In Schwarzburg - Rudolstadt ist nach § 31 des Staats- 
grundgesetzes die Zustimmung der Volksvertretung lediglich 
zur Ausführung erfordert und nur, wenn es sich um Abtretung 
von Gebietstheilen handelt, wobei Unterthanen aus dem Staats- 
verbande scheiden; für alle anderen Verträge ist eine Mit- 
wirkung der Volksvertretung nicht vorgeschrieben; es ist aber 
nicht abzusehen, in welcher Weise der Fürst einen Vertrag 
zur Ausführung bringen könnte, wenn dieser den Erlass eines 
Gesetzes oder Belastung der Staatsbürger erfordern würde, 
für welche Fälle § 23 allgemein eine Mitwirkung des Land- 
tags statuirt. Aber noch mehr; der Fürst wird vielmehr in 
jedem einzelnen der bezeichneten Fälle, um sich der Möglich- 
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Es ist aber bei einer UntersuchuDg über den Umfang 
ihrer diesbezüglichen Competenz principiell davon auszugehen, 
dass bei der Gründung des Reiches die ganze Machtvollkom- 
menheit der Einzelstaaten für die Gompetenzvertheilung zwi- 
schen ihnen und dem Reiche den Ausgangspunkt gebildet hat 
und dass die Befugnisse des Reiches nur als Beschränkungen 
der Macht der Einzelstaaten anzusehen sind. Es spricht also 
die Vermuthung bei einem Competenzstreite für die Berech- 
tigung der Einzelstaaten und kann diese nur durch Beweis 
des Gegentheils gebrochen werden; das Reich also muss seine 
Competenz in jedem einzelnen Falle auf eine Verfassungs- 
bestimmung gründen und was ihm an Befugnissen durch 
solche nicht ausdrücklich zugewiesen ist oder als nothwendig 
aus dem Sinne des Grundgesetzes und der Natur des Bundes- 
staates hervorgehend zugetheilt werden muss, das liegt in 
der Macht der Einzelstaaten. Es sind desshalb hier die dies- 
bezüglichen Bestimmungen der deutschen Reichsverfassung 
anzuführen. 

Ausdrücklich sind nun der Competenz des Reiches die 
Gegenstände des Art. 4 zugewiesen mit wenigen in den 
Ziffern 1, 8 und 10 dieses Artikels enthaltenen Ausnahmen; 
ausserdem ist aber das Reich auch allein berechtigt, bei Ord- 
nung rein auswärtiger Angelegenheiten, also namentlich in 
Fragen der Politik selbstständig zu handeln und zu verhan- 
deln und können die Einzelstaaten auf diesem Gebiete ihren 
Einfluss nur. eventuell im Bundesrathsausschuss für auswär- 
tige Angelegenheiten zur Geltung bringen. 

Es ist zwar dieser letzterwähnte Satz von der ausschliess- 
lichen Competenz des Reiches in rein auswärtigen Angelegen- 
heiten in der Verfassung nicht ausdrücklich ausgesprochen; 
jedoch muss derselbe als selbstverständlich aus der Natur 
des Bundesstaatsverhältnisses und aus dem ausschliesslichen 
Kriegführungsrecht des Reiches gefolgert werden. Nimmer- 
mehr kann es angehen, dass Einzelstaaten die Wege der 
Eeichspolitik kreuzen, ja vielleicht durch ihre eigene Ver- 
wickelung in auswärtige Angelegenheiten dem Reiche die 
Nothwendigkeit eines Krieges aufdrängen. Eine Sonderpolitik 
der Einzelstaaten ist als absolut ausgeschlossen anzusehen. 
Zu den auswärtigen Angelegenheiten sind nun aber keines- 
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halte mit den bezHglicli des Beicbes gelteoden Bec 
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facher Richtung: 

b) Beschränkt ist aber dieses Recht und 
Meisten bezüglich derjenigen Gegenstände, deren gi 
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derlicben Sichemngsmassregeln ') mit einer Ausd 
Gunsten von Bayern, Württemberg and Baden*), 
zUglich der Spielkartenstempelsteuer ^) nnd der 
Stempelsteuer^), endlich beim Militärwesen mit A 



1) BeJchs-Verf. Art. 63 — 56 und SctÜDssprotokoU Ubei 
tritt Bayern's vom 23. November 1870 Ziff. XII. 

2) Reichsverf. Art. 52 Abs. 2. 

3) HeichBverf. Art. 35- Abs. 1. 

4) Reichsverf. Art. 35 Abs. 2. 

5) Eeichsgea. vom 3, Jnli 1878. 

6) Nordd. Rnndesges. vom 10. Juni 1869, nntunebr i 
Beiche geltend. 
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Es müssen nemlich diejenigen Gegenstände des Art. i, 
bezüglich welcher bereits Beichsgesetze erlassen worden sind^ 
ausgeschieden werden von denjenigen; bei welchen dies noch 
nicht der Fall ist. Für die erstere Gruppe gilt nun, da der 
Vollzug der Gesetze zumeist den Einzelstaaten überlassen ist 
und soweit dies der Fall ist , dasselbe , was in Betreff des 
Post - und Telegraphen - , des Zoll - und Militärwesens gesagt 
worden ist ; handelt es sich aber um Gegenstände, über welche 
das Beich zwar jederzeit Gesetze erlassen kann, aber noch 
nicht oder in nicht erschöpfender Weise erlassen hat, so steht 
den Einzelstaaten auch das Becht zu hierüber mit dem Aus- 
lande Verträge zu schliessen. Denn da einerseits das vor 
der Entstehung des Beiches gültige partikulare Becht in Ge- 
setzen und Verträgen bestehen bleibt, bis ein ihm derogiren- 
des Beichsrecht in Kraft tritt, so muss andererseits auch 
anerkannt werden, dass über solche Materien durch die Ein- 
zelstaaten neues Becht in Gesetzen und Staatsverträgen ge- 
schaffen werden kann, insolange nicht das Beich von seiner 
Gesetzgebungsbefugniss Gebrauch gemacht hat. Denn es 
handelt sich hier nur um eine Befugniss des Beiches, welche 
es nach Gutdünken ausüben kann oder nicht; keineswegs 
soll die regelnde Thätigkeit der Beichsglieder gänzlich aus- 
geschlossen sein. Hier kommt aber das wichtige Moment zu 
berücksichtigen, dass bezüglich aller dieser Gegenstände auch 
das Beich die Befugniss hat, Verträge zu schliessen; daraus 
folgt, dass wenn dies bereits geschehen und der Vertrag von 
Seiten des Beiches publizirt oder wenigstens den Einzelstaaten 
mitgetheilt worden ist, diese auch fernerhin fUr solche Gegen- 
stände die Vertragschliessungsbefugniss nicht mehr besitzen. 
Es folgt aber auch hieraus, dass Verträge der Einzelstaaten 
über Gegenstände bezeichneter Art nicht länger gültig bleiben 
können, als sich das Beich unthätig verhalten hat und dass 
sie ipso jure mit dem Moment ungültig werden, in welchem 
das betreffende Beichsgesetz oder der Beichsvertrag in Kraft 
tritt. Sohin können die Einzelstaaten über solche Angelegen- 
heiten Verträge nur mit der Klausel schliessen, dass diesel- 
ben nur bis zum Gültigwerden und Inkrafttreten eines die 
gleiche Materie ergreifenden Beichsgesetzes oder Vertrages 
Bestand haben können und sollen und wird dies namentlich 

T in seh, Recht der deutschen Einzelstaaten. Q 
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II. Priyilegien einzelner Staaten in Bezng anf Yertrag- 

seliliessnng. 

Es erübrigt noch; die über das allgemeine Mass hinaus- 
gehenden speciellen Befugnisse der bevorrechteten Staaten 
zu behandeln und zwar: 

A. Bayern. 

Dieser Staat hat ausser den bereits dargestellten Befug- 
nissen auf dem Gebiete des Abschlusses völkerrechtlicher 
Verträge das weitere Recht, Verträge einzugehen: 

1) über Heimaths- und Niederlassungsverhältnisse und 
über Verehelichungswesen *); 

2) über das gesammte Eisenbahnwesen, sowohl was 
reglementarische und Tarif bestimmungen , als auch was Bau 
und Betrieb von Eisenbahnen betrifft mit der einzigen Be- 
schränkung durch die Befugniss des Reiches, strategisch oder 
im Interesse des gemeinsamen Verkehrs wichtige Eisenbahnen 
auf eigene Rechnung auch gegen den Willen Bayern's zu 
bauen oder bauen zu lassen ^). Dadurch wird jedoch nicht 
ein Einspruchsrecht des Reiches oder eine Verpflichtung 
Bayern's, bei jeweiliger Beabsichtigung eines auf den Bau 
einer Eisenbahn bezüglichen Vertrages die Genehmigung des 
Beichs einzuholen begründet. Da dem Reiche auch das Auf- 
sichtsrecht über das bayerische Eisenbahnwesen fehlt, besteht 
dessen Befugniss lediglich in dem Bau einer Eisenbahnlinie, 
welche es für strategisch wichtig oder deren Bestehen es als 
im Interesse des gemeinsamen Verkehrs liegend hält und 
durch Reichsgesetz dafür erklärt, während es deren Betrieb 
Bayern überlassen muss. 

üeber die bisher genannten Gegenstände können Ver- 
träge sowohl mit dem Reiche und den Einzelstaaten, soweit 
diese handlungsfähig sind, als auch mit nichtdeutschen Staa- 
ten geschlossen werden. 

3) Für das Post- und Telegraphenwesen besitzt Bayern 
eigene Verwaltung; es steht ihm ferner das Recht zu, regle- 



1) Reichsverf. Art. 4 Ziff. 1 ; SchluflsprotokoU vom 23. Nov. 1870 
Ziff. I. 

2) Beichsverf. Art. 4 Ziff. 8; Art 41, 46. 

3* 
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eingeben; der Transitverkehr aber 
Das Recht der selbslständigen ] 
her and Tarifbestimmungen fBr i 
imt fUr rOlkerrecbtlicbe Verträge, 
itaaten hieran kaum denkbar ist, 
lie Vorrechte der Post - und Telegi 
ihtlicbe Stellung zum Publikum, 
1 nicht intimen (Transit-) Verk 
ehsgesetz geregelt und hierüber k 
Btreff des Gesetzrollzuges mit dem 
Itcmberg Verträge eingehen, 
.uf dem Gebiete des Militärwesei 
ide Privilegien, insoferne die frUt 
g geblieben ist und bleibt bis zum 

und weil es eine selbstständige 
- Oberhoheit des Königs von Ba; 
mng über das Militärwesen steht i 
I Reiche zn nach Art. 4 Ziff. 14 der 
also bezüglich der Militärgesetzge 
'cm's nnr in der einstfreiligen Aufi 

ichsverf. Art. 4 Z. 10 f Art. 52. 
atvertrag zwischen dem Norddentsob 
irg und Baden vom 23. Nov. 1867 Art 
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ner Gesetze za finden ist; während die übrigen Staaten mit 
einer Ausnahme zu Gunsten Württemberg's die preussischen 
beziehungsweise norddeutschen Bundesgesetze annahmen. Aus 
dem Rechte Bayern's zur selbstständigen Verwaltung folgt; 
dass der König ein Verordnungsrecht bezüglich der Militär- 
angelegenheiten hat, dass er die Offiziere und Beamten des 
Heeres ernennt, Dislokationen yornimmt und im Frieden den 
Oberbefehl führt ^). Wendet man diese Bestimmungen auf 
die im Allgemeinen geltenden Grundsätze des Vertragschlies- 
sungsrechtes der Einzelstaaten an, so ergiebt sich, dass Bayern 
hinsichtlich der seiner eigenen Regelung überlassenen Ange- 
legenheiten ein solches Recht besitzt und zwar bei denjeni- 
gen Gegenständen, bezüglich welcher ihm nur der Vollzug 
der Reichsgesetze überlassen ist, lediglich das Recht; mit 
dem Reiche und Württemberg , soweit diesem letzteren Staate 
ähnliche Verwaltungsbefugnisse zustehen; zu paktiren. Für 
die übrigen; Bayern's eigener freier Anordnung überlassenen 
Angelegenheiten z. B. Militärrechnungswesen ; Militärstraf; 
prozessordnnng; Ernennung und Beft$rderung von Offizieren; 
Militärkirchenordnung steht ihm nicht nur gegenüber dem 
Reiche und deutschen EinzelstaateU; sondern auch gegenüber 
dem Auslande Vertragschliessungsbefugniss zu. Hier kommt 
jedoch mehr als anderswo die Stellung im und zum Reiche 
zu berücksichtigen und ausserdem noch das Inspektionsrecht 
des Bundesfeldherrn. Es wird desshalb thatsächlich mit aus- 
wärtigen Mächten nur über untergeordnete Angelegenheiten 
paktirt werden können, da jeder störende Einfiuss auf die 
beabsichtigte und nothwendige militärische Einheit des Rei- 
ches ein prohibitives Eingreifen desselben zur Folge haben 
würde. 

5) Da der bayerischen Landesgesetzgebung die Besteue- 
rung des inländischen Branntweins und Bieres ^j und nebst 
dieser die Erhebung der nach Massgabe der Zollvereinsver- 
träge eingeführten Uebergangsabgaben von Branntwein und 
Bier vorbehalten ist, so können auch hierüber beliebig Ver- 



1) Reichsverf., Schlussbestimmung zum XI. Abschnitt; Btindniss- 
vertrag mit dem nordd. Bunde vom 23. Nov. 1870 Ziff. UI § 5. 

2) Reichsverf. Art. 35 Abs. 2. 
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OD weräen, da dem Reiche kein Anfsichterecht 
huDg zakomint. SoDacfa kann aach hier Mit- 
Qhl das deutsche Reich oder Württemberg nnd 
h ein nicht deutscher Staat sein. 

B. Württemberg 
ebiete des Post- und Telegraphenwesena, so- 
3er Bestenernng des inländischen Branntweins 
. der UebergangsabgabcD dieselben Vorrechte 
IS gilt soDaßh liief^r das ftir Bayern unter 
nsgefUhrte ^). 

[ilitär^esen betriff, so sind auch Württemberg 
träumt, jedoch nicht in dem Masse wie Bayern, 
ihen in der Befngniss des Königs zur Ernea- 
stkommandirendcn und der Beamten, zur Ans- 
ichtshoheit nebst dem Bestätigungs - und Be- 
it, ferner in der Aufstellung einer eigenen 
essordnuDg, in der eigenen Verwaltung der 
des Armeeanfwandes aufzabringenden Summe 
'ftlgung über Ekspamisse am Militär-Etat^). 
T gilt bezüglich des Vertragscbliessnngsrechtes 
igenen Regelung Uberlassenen Angelegenheiten 
ras für Bayern unter Nr. i gesagt wurde und 
auch hier wieder zu erwähnen, dass bei Ver- 
1 Auslande, etwa über gegenseitige Anstellung 
en im Heere oder über Gegenstände des Straf- 
die Stellung im Reiche gebührende Rücksicht 

C. Baden, 
sberzogthum Baden ist als einziges Sonder- 
ne Besteuerung von inländischem Branntwein 
3 die Erhebung ron Uebergangsabgaben hievon 
'as daher hiewegen für Bayern und Württem- 

rf. Art. 35 Abu. 2; Art. 52. 

■f., Schliusbestimmnng zam XI. Abschnitt; Hilitär- 

ilieii dem NorddentBchan Bunde nnd Württemberg vom 

■ 1870. 

if. Art. 35 Abs. 2. 
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ommt aneh für das VertragBchliessongBrecbt von 
LDwendDDg. 



n VorauBgegangenen ist ergicbtlich, dasB den 
inzeUtaaten, namentlich Bayern and Württemberg 

weitgebender Competenzkreie in Bezng anf den 
oben Verkebr verblieben ist. DieCompetenz des 
't tbeils mit detjenigen der Einzelstaaten para- 
leideo das VertragBcblieasnngsrecbt zostebt, tbeils 
lieb gegenseitig, einander ergänzend. 
im Rechte der EinzelBtaaten ist im Wesentlichen 
r ihnen verbliebenen Soaveränetfit zn erblicken; 
ieateben za Gunsten des Ganzen ist oder nicht, 
s;e, deren LOsang die Politik za suchen hat. Eb 
bei dem Zastandekommen des dentschen Beicbes 
irtragsmässig gewählten Verfassung die gegen- 
taltung dieses Kecbtszustandes lediglich den that- 
'^erbältnissen angepasst nnd der Entstebungsart 

entsprechend. Die Ausbildung der Reichsver- 
1 aber wobl manche Neuerung dieser Verbfilt- 
li momentane Bedürfnisse angeregt, mit sich 

rstellung des Umfanges des den Einzelstaaten 
VertragBchliesBungBrechtes kann jedoch nicht 
werden, ohne noch auf einen frtlher nur be- 
kt zurückzukommen, welcher eingehender Be- 
edarf. Es wurden oben als Materien, bezüglich 
VertragscbliessungBbefagniss der Einzelstaaten 
reie ist, aufgezählt: Kirchen- und Unterriehts- 
liten, Pflege der Kunst nnd WiBsenschaft, direkte 
Hieb die Landesverfassungen. Auch in Bezng anf 
ien — so wurde weiter behauptet — bestehe 
eine allerdings gesetzlich nicht ausgesprochene 
der nothwendigen BerUckBichtigung der Stellung 
aaten im nnd zum Reiche. 
1 erstgenannten Angelegenheiten lässt sich nun 
liese Beschränkung in ihren einzelnen Gonse- 
1 Anwendungen nicht wobl darstellen; sie bildet 
neu Richtpunkt mehr diskretionärer Natur, der 
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den jeweiligen Verträgen anch nnr in allgemeinen 
m Geiste dea Ganzen, zum Aaadmcke bringen laBBen 
anders bei Vertrügen Über Punkte der Landesrer- 
n ; hier lassen sieb positive Momente geltend machen, 

sich um mehr oder weniger strenges Becht ban- 

weil hier die Einzelstaaten enge Fflblnng mit dem 
»ehalten und behalten mtlssen. Hi^ndelt es sich doch 
die Gestalt der Glieder, die dem Ganzen nie gleich- 
rerden kann, so lange es an seinem Zwecke, der 
lg des Wohles der Einzelnen, festhält. Es ist aber anch 
rade nndenkbar, dass die Einzelstaaten in Verken- 
;ses VerbältniBses durch ihre Handlangen das eigene 

Reiches Wohl in Frage stellen könnten dnrch einen 
irUckgebliebenen Rest partiknlaristischen Streben», 
che Gefahr hintsnznhalten , ist aber zweifellos Anf- 
B Reiches, ansgesprocben in den Eingangsworten der 
trfassTiDg. Damm ist es wohl auch nicht überflüssig, 
e Schranke besonders hinzuweisen. Selbstrerständ- 
hiebei, dass in Collissionsfällen zwischen Reich nnd 
aaten, hervorgernfen dnrch vertragsmässige Abän- 
les Landesverfassnngsrechtes, das Interesse der Einzel- 
znrtlckzntreten habe vor dem des Reiches. 
Einzelnen gilt aber Folgendes, wobei nicht nnerwähnt 
mag, dass die Politik hier wohl viel engere Schranken 
ils das Recht, mit des letzteren Darstellnng wir es 
thnn haben. 

Grundlagen des Staates sind das Volk nnd das Ge- 
isamm enge halten in dem regierenden Subjekte; Ver- 
jer Abfinderungen der Landesverfassung werden sich 
nmer entweder auf das Volk oder das Staatsgebiet 
er anf das Regiernngssobjekt beziehen mUssen. 
nn aber das Volk dadurch berührt wird, kommt in 

ob die Rechte nnd Pflichten der Einzelnen oder die 
des Ganzen betroffen werden. 
1 den ersteren sind nun manche durch Reichsgesetze 
, so das gemeinsame deutsche Indigenat nnd dessen 
^n, Freiztigigkeit, Schatz des sogenannten geistigen 
nrns, dann der Gerichtsstand, die Pressfreiheit, die 
ellang der Confessionen in bürgerlicher nnd Staats- 
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bürgerlicher Beziehnog, die Wehrpflicht, nnd bieför ist ohne- 
hin das Vertragsrecht der Kinzelstaaten anegeschloseen oder 
beschränkt. In anderen Pankten iät dies nicht der Fall, BO 
bezüglich der Rechte nnd Pflichten zat Tbeilnahme an staat- 
lichcD Funktionen nnd Uebernahme von Äemtem — mit 
Ansnahme der gerichtlichen — bezüglich des Petitionsrechtes, 
der Rechte privilegirter Stände, der Pflicht zar Leistang von 
Gemeindediensten, zur Entrichtang direkter Steaem, zur Ab- 
tretoDg von Gmndeigenthnm mit Ansnahme des Falles bei 
Festungabanten. 

Diese letztgenannten Verhältnisse stehen in keiner Be- 
ziehnng znm Reich nnd dessen Aufgaben nnd können daher 
von den Einzdstaatcn wie durch Gesetz so auch durch Ver- 
trag geregelt werden. 

Was dann die dem Volke als Ganzen durch die Landes- 
verfassung gewährleisteten Rechte anlangt, dessen Ansprach 
auf AfitwirkuDg bei gewissen RegierangshandlUDgen, so sind 
diese uobedingt und ausBcfaliesslicb Angelegenheit der Kinzel- 
staaten; jedoch ist deren Natnr eine derartige, dass sie als 
Gegenstand eines völkerrechtlieben Vertrages nicht wohl ge- 
dacht werden können, wesshalb hier auch nicht näher darauf 
einzugehen ist. 

Kommt aber bei Verträgen die zweite der Staatsgrnnd- 
lagen, das Staatsgebiet in Betracht, so fällt hier sofort eine 
Beziehung zum Reich in's Ange, denn dieses ist durch den 
Bondesvertrag basirt auf das gesammte Gebiet der Einzel- 
staaten. Sonach kann möglicherweise eine Aenderung des 
Gebietes der Letzteren eine Aenderung des Reichsgebietes in 
sich schliessen. Gebietsänderungen aber können erfolgen 
dareh Abtretung und durch Erwerb. 

Dabei ist im Voraus ersichtlich, dass solche, wenn sie 
sich lediglich im Innern des Reiches nnter den Gliederstaaten 
selbst vollziehen, eine Aenderung des Reichsgebietes nicht 
herbeiführen können, da hier lediglich eine territoriale Ver- 
schiebung innerhalb der Reichsgrenzen stattfindet, woraus 
weiter hervorgeht, dass solche Verträge, welche Gebiets- 
änderungen im Innern des Reiches bezielen, stets von den 
Einzelstaaten, insoweit deren Verfassnngsrecht sie zulässt, 
frei eingegangen werden können. Hievon ist jedoch der 
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interecheiden, wenn ein 
tibt werden soll, wie di< 
rgB der Fall war, welche 
it Frensaen in Personal 
■es Geeetz rom 23. Janj 
igt warde. In dem bii 
nicht blos um Gebiets 
mg der Existenz eines 
isverfassnng als Keicbeg 
ordert Aendernng- der 1 
in freier Disposition d 
»8 bei Einrerleibang Lai 
fahren der Beiehsverfas 
hält es sich mit Gebi 
asserdeatsche Staaten; ' 
), 80 versteht es sieh i 
a, deren Gebiet abgetn 
i kommen, da das Recht 
)eim Keicb mht; diese 
^n Ober das Gebiet de 
ng. Aber anch ioi Frii 
frei Gebietstheile an ai 
die Grundlage des deat 
3 noch der Territorrialt 
Versailler Verträge; da 
;elstaaten and El8ass-L< 
1 und es wUrde eine 
wohlerworbene Rechte 

rang der Reichsrerfassi 
irderlicb sein, da diese 
iet besteht ans den Staai 
taaten aber an deren Be 
ibt etwa der znr Zeit df 
1 der jeweilige Territoria 
iche za Grande gelegt 
Iso bezüglich des Verl 
1 die Einzelstaaten nicht 
ebauptet wird, der Gesi 



U. Abschnitt. Urnfsog äee Vertrags cblieBsiingBrecb 

hiezn eine Aenderang der BeicbsverfassnDg er: 
wiire, als TJelmehr das Moment^ dasB durch eine solc 
long Rechte des Reiches durch ein Keichsglied 
TeräDBsert werden. Zn einem derartigen Vertra 
Einzelstaates ist also ansdrOckliche Genehmigung de 
erforderlich. 

Ans dem eben angeführten Gesichtspunkte ist 
Frage, ob die Einzelstaaten ihrGehiet durch yertraf 
Erwerbung eines solchen von einem auswärtigen 
ändern berechtigt seien, bejahend zn beantworten, ( 
zligliches Verbot in der Reichsverfassnug nicht ausgi 
ist and jeder mit dem bisherigen Territorinm eines 
Staates vereinigte Gebietstheil von selbst nach Ä 
R.V. Reichsgebiet wird. 

Es ist nun endlich drittens der Fall zn nntersnt 
Becbtens sei, wenn volkerrechtliche Verträge llbe 
stände der Landesverfassungen, das Staatsoberhaupt 
Im Allgemeinen ist hier zn sagen, dass das Reich I 
snlassnng and kein Recht bat, solche Verträge, w 
mannigfaltigsten Inhaltes sein können, im Hinblick 
Befugnisse und Pflichten zu verbieten. 

Insbesondere ist auch vom rechtlichen Stand 
Stellang der Einzelstaaten im Reich kein Hindemi 
es sich um Eingehung einer Union zwischen 
Staaten unter sieh und mit ansserdentscben han( 
bei Übrigens bemerkt werden mag, dass die prei 
und oldenbnrgische *) Verfassung sowohl Personal- 
Union, die sächsische^) Verfassung letztere allein 
lässig bezeichnen. 

Der erstcre der beiden Fälle ist unbestritten, h: 
des zweiten aber ist von R. von Moh], deutsches Rei 
recht S. 21 ff. die Ansicht ausgesprochen worden, 
Union zwischen deutschen und ansserdentscben St: 
erlaubt sei, weil sie im Widerspruche mit den Zwe< 
mit dem Wesen des Reiches stehe. 



1) Verfasanng Art. 55. 

2) Staatagnindgesetz Art. 15 g 

3) Verfassung § 5. 
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Reicbszwecke aber seieo nach den Bingaogsworteo 
liBTerfassnng Vertheidignng gegen äassere und innere 
Rechtsschntz und Forderung des Volkswohles nnd 
kt dieser Aufgabe sei das durch den Bnndesvertrag 
s Gebiet nnd das deutsche Volk gegeben. Zar Er- 
derselben aber sei es nothwendig, dass Alles im 
m Interesse geschehe nnd damit sei es unvereinbar, 
itscbe Fürsten zugleich an der Spitze fremder Staaten 
d dass es fremden SouTeränen möglich wUrde, Antheil 
eichsregiemng zu gewinnen. Dies zu dnlden sei das 
'eder schuldig noch auch berechtigt. Es soll damit, 
eheint, aber nicht bloss eine politische Erwägung 
ochen sein, sondern vielmehr als Bechtssatz hin< 
werden, dass eine Vereinigniig deutscher und ansser- 
r Staaten unter Einem Oberhaupt durch Real- and 
-Union verfassungswidrig sei. 
1 ist aber nicht so. Vor Altem möge dahingestellt 

ob eine Union der bezeichneteD Art die DurchfUh- 
r Reichszwecke gefUhrdeo wUrde; jedenfalls aber 
auch im Falle der Union die unirten Staaten getrennt 
uht die Vereinigung lediglich auf der Einheit der 
es Herrschers auf Grund Erbganges oder.Verfassungs- 
Der deutsche FUrst aber, welcher zugleich Ober- 
nes ansserdeutschen Staates wSre, wttrde in seiner 

Eigenschaft und der fremde Souverän, der gleich- 
berhaupt eines deutschen Staates wäre, wUrde in 
"steren Eigenschaft für das Reich rechtlich gar nicht 
iht kommen. Jedenfalls aber nnd dies ist ausschlag- 

ist kein Verbot einer solchen Union in der Reicbs- 
Qg ansgesprochen. 

ann demnach v. Mohl's Deduktion wohl als politische 
lg und als Wunech de lege ferenda, keineswegs aber 
itssatz aus der Reichsverfaesnug abgeleitet und an- 

werden. 



in. Abschnitt 

Die formelle Beliandluiig völkerrechtlicher 

Verträge. 

a) Vor dem Abschlüsse. 

Die Vertretung des Staates gegenüber anderen Mächten 
steht allenthalben dem Staatsoberhaupte zn, welches die Ver- 
handlungen in der Kegel durch Beauftragte fuhren lässt. 
Selbstverständlich ist, dass diese Bevollmächtigten für die 
Einhaltung der in der Vollmacht gegebenen Grenzen dem 
abordnenden Staate verantwortlich sind. Es wird in diesem 
Falle zudem eine Prüfung des Vereinbarten hinsichtlich der 
Uebereinstimmung mit der ertheilten Vollmacht erforderlich 
und zur Beglaubigung, dass die Grenzen des Auftrages ein- 
gehalten worden sind, dient die Ratifikation d. h. die aus- 
drückliche Billigung durch das Staatsoberhaupt. 

Die Ertheilung der Ratifikation wird jetzt allgemein als 
ein Erforderniss der Gültigkeit völkerrechtlicher Verträge an- 
genomihen ; dieselbe kann sowohl in schriftlichen Urkunden; 
welche unter den contrahirenden Staaten ausgewechselt wer- 
den, als auch mündlich zwischen den beiden Staatsoberhäup- 
tern gegeben werden, als auch endlich stillschweigend durch 
concludente Handlungen ^ welche sich auf den Vollzug des 
Vertrages beziehen, wiewohl letzterer Modus in der Praxis 
wohl selten der Fall und die Regel schriftliche Ratifikation 
sein wird. Einen Anspruch auf Ertheilung derselben hat je- 
doch der andere Contrahent niemals. Dieselbe kann übri- 
gens ausschliesslich vom Monarchen, in Republiken vom 
Senat ^) ertheilt werden und bedarf in Monarchieen überdies 
der Gegenzeichnung durch den Ressortminister. 

1) Ltib. Verf. Art. 49; Brem. Verf. § 57; Hamb, Verf. Art. 61. 
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^ermfige des Saoktionsrechtes kann ( 
alle der bereits Seitens der Volksvei 
hmignng znm ÄbBchlosse des Vertragt 
eigem; niebt so jedocb der Senat ii 

wenn auch die Leitung der auswäi 
Q in die Hände des Senats gelegt ist, i 
trechtlicbe Stellung eine wesentlich an 
rcben. Der Senat ist in eben derselb 
enebsä nnr Mandatar der Bürgergesai 
allein die Besorgung gewieser Staatsge 
ist dies lediglieb ein Ansflaes prakti 
;lich der Gescbäftsbehandlnng. Von 
B ist jedocb principiell beim Senat kei 
ssnngsgemäss zum Abscblnsse völkerre 
bereinstimmender Beschlnss des Senate 
t erfordert, dann ist der Fall, dass dt 
on eines solchen verweigert, nnr dan 
nach der Fassung des zustimmenden £ 
r Eörperscbaften die thatsächlichen \ 
dert haben, dass der Senat aus politif 
lern Abschlüsse des Vertrages abstehen 

wird derselbe, da die Staatsgewalt 
Urgerschaft gemeinschaftlich zusteht, ai 
eben Verweigerung der Ratifikation 
tUrgerschaft einzuholen haben, denn 
38 oder Nichtabschlnss bestiminende V 
und untheilbare Wille beider Regierungi 
Lusdruck des Volkswillens gemäss äi 
ikters der Regierungsform. Es ist 
iea im Gegensatz zu den monarchisch 
veifel die Nothwendigkeit des Zusamn 
irnngsorgane anzunehmen. Selbst weu 
Bremen, auf dem Gebiete der intemi 
!ssung dem Senate bezüglich einzelnei 
gewisse Freiheit der Handlnngsfähigkei 
t doch einer Auffassung, als ob hiei 
jtelluDg analog der des Monarchen eing 
[inweis auf die qualitativ gleiche Berec 
lUrgersebaft zu begegnen, woraus sich 
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Befreiung des ersteren von der Einholung der Genehmigung 
des anderen Regierungsfaktors für gewisse Arten von Ver- 
trägen nur als Ausnahme und als eine aus Opportunitäts- 
gründen gemachte Goncession sich darstellt. Würde sich aber 
in dem Falle, dass der Senat einem mit Zustimmung der 
Bürgerschaft zu Stande gekommenen Vertragsentwurf die Ra- 
tifikation aus politischen Gründen versagen wollte, eine Mei- 
nungsverschiedenheit zwischen ihm und der Bürgerschaft er- 
geben, dann ist in Lübeck und Hamburg die Entscheidung 
einer aus beiden Gorporationen zu bildenden Gommission über- 
tragen ^), in Bremen aber die Sache der freien Verständigung 
überlassen^), was freilich zu endlosem Hinziehen der Ange- 
legenheit führen kann. 

Bei denjenigen Verträgen^ bezüglich welcher eine Zu- 
stimmung der Bürgerschaft nicht gefordert wird, hat selbst- 
verständlich der Senat freie Hand. 

Bezüglich des Zeitpunktes der Ratifikation ist der Monarch 
und der Senat nicht unbeschränkt Dieselbe darf nicht früher 
gegeben werden, als bis den Verfassungsbestimmungen über 
Abschluss von Staatsverträgen vollkommen genügt ist; so 
also bei denjenigen Verträgen, zu deren Abschluss die Zu- 
stimmung der Volksvertretung beziehungsweise der Bürger- 
schaft, sei es kraft positiver Rechtsvorschrift, sei es in 
Consequenz des constitutionellen Regierungsprinzips bei den 
Monarchieen, erforderlich ist, erst dann, wenn diese auch 
ertheilt ist. Würde der Landesherr ohne solche Genehmigung 
einen Vertrag ratifiziren, während nach der Verfassung aus- 
drücklich die Zustimmung der Stände gefordert wird, so wäre 
eine Ministeranklage gerechtfertigt; ist diese Zustimmung 
aber lediglich zur Ausführung nöthig, so ist die Unterlassung 
ihrer Einholung vor der Ratifikation lediglich Verletzung 
einer politischen Pflicht, welche einerseits den Landesherm 
in Gollision zwischen seinen staatsrechtlichen und völkerrecht- 
lichen Verbindlichkeiten versetzt und andererseits einen An- 
spruch des Mitcontrahenten auf das Interesse begründet Im 
ersteren Falle hingegen ^ d. h. wenn die Zustimmung der 



1) Verf. von Lübeck Art 75 — S5; von Hamburg Art. 71, 75. 

2) Verf. von Bremen § 66. 
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rettmg zum gUltägen Äbschlasse nach der Verfassong' 
iet, kanD aucb der Vertrag so lange nicht als gültig^ 
1 werden, als jene Znetimmnng ermangelt; der Mit- 
t aber hat sich hier die Folgen einer unterlassenen 
der verfassungsmässigen Dispositionsfähigkeit des 
rhanptes selbst zaznmessen. In den Republiken ist 
EQ allen Verträgen Über Angelegenheiten, welche 
id gemeinsamer Wirksamkeit von Senat und BUrger- 
d, in Hamburg tiberhanpt zu allen Staatsrerträgen, 
Qg der Bürgerschaft erforderlich, so dass eine Ba- 
solcher Verträge vor dieser Genehmigung die Ver- 
ihkeit sämmtl icher zustimmenden Senatsmitglieder 
irfassnnggverletznng , Ungllltigkeit des Vertrages bis 
ilnng der Genehmigung zur Folge hat und ebenso 
sntrahent diese letztere Folge ans eigenem Ver- 
zu tragen bat. 

inderen Verträgen, fUr welche das Erfordeniiss der 
;ung durch die Volksvertretung und beziehungsweise 
laft nicht besteht, ist Landesherr and Senat unbe- 
in der Bestimmung, wann die Ratifikation ertheilt 
Hinsichtlich des Modus der Einholung der Geneb- 
jei der Volksvertretung ist zu bemerken, dass die 
len Vorlagen von der Regierung an die Stände er- 
id zwar beim Zweikammersystem nach Belieben an 
oder zweite Kammer oder au beide zugleich, wenn 
ie dies beztiglicb der Finanzangelegenheiten in ein- 
taaten ') der Fall ist, die Vorlage zuerst an die 
ämmer erfolgen muss. 

'alte des Zweikammersystems vereitelt schon die Äb- 
durch eine Kammer das Zustandekommen des Ver- 
l zwar selbst dann, wenn die Zustimmung der Volks- 
^ lediglich zur Ansfllbrung des Vertrages benöthigt 
til sonst der Monarch in den schon mehrfach ge- 
m Gonäikt zwischen seinen staatsrechtlichen und 
htlichen Pflichten geriethe. Auch in den Republiken 
Senat die gepflogenen Verhandlungen der Btlrger- 

3UM. Verf. Art. 62 i Bayer. Verf. Tit. Vi § 18; Sachs. Verf. 
irtt. Verf. § 178; Bad. Verf. g 60; Hess. Verf. Art. 67. 
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Schaft durch Vermittlung des Bürgerausschusses, in Bremen 
des Btirgeramtes vor. Eine Initiative wird der Volksvertre- 
tung in denjenigen Angelegenheiten, in welchen sie hiezu bei 
der Gesetzgebung befugt ist, auch bezüglich des Abschlusses 
völkerrechtlicher Verträge nicht abzusprechen sein; in den 
freien Städten sind sowohl Senat als Bürgerschaft zur Initia- 
tive berechtigt. 

Hinsichtlich der Beschlussfassnng Seitens der Volksver- 
tretung, beziehungsweise der beiden Regierungsorgane in den 
Republiken sind für solche Fälle, in welchen es sich um 
Verfassungsänderungen handelt, in den meisten Staaten er- 
schwerende Förmlichkeiten zu beobachten und zwar entweder 
erhöhte Stimmenmajorität ^) oder mehrmalige Berathung in 
bestimmten Fristen^) oder Beides zusammen^) erfordert; bei 
allen anderen Verträgen genügt zu einem Beschlüsse einfache 
Stimmenmajorität. 

Der Beschlussfassung werden die Entwürfe derjenigen 
Verträge, zu deren Abschluss die Verfassungen Zustimmung 
der Volksvertretung verlangen, im Ganzen unterstellt und 
müssen dieselben im Ganzen angenommen werden , da die 
Aenderung auch nur eines Punktes neue Verhandlungen nöthig 
macht und desshalb der ganze vorgelegte Entwurf als abge- 
lehnt zu betrachten ist. Dies gilt auch für die Behandlung 
der Vertragsentwürfe in den drei deutschen Republiken, so- 
weit gemeinsame Wirksamkeit von Senat und Bürgerschaft 
erfordert ist. In Schwarzburg-Rudolstadt, dessen Verfassung 
(§ 31) die Genehmigung nur zur Ausführung gewisser Ver- 
träge erfordert, ist auch nur derjenige Theil des Entwurfes, 
welcher die betreffende Vereinbarung enthält, zur Geneh- 
migung der Volksvertretung vorzulegen und das Gleiche gilt 
für alle diejenigen Staaten, in welchen zum Vertragsabschluss 



1) Bayern Tit. X § 7J Sachsen § 152; Württemberg § 176; 
Baden § 64; Hessen § 110; Weimar § 64; Braunscbweig § 141; 
Scbwarzburg- Sondershausen § 38; Schwarzburg-Rudolstadt § 46; 
Reuss ä. L. § 90; Bremen § 67; Hamburg Art. 123. 

2) Preussen Art. 106; Oldenburg Art. 212, § 1. 

3) Sachsen, Weimar, Schwarzburg- Sondershausen, Reuss ä. L. 
und Bremen an den sub Anm. 1 citirten Stellen der Verfassungen. 

■ Tinsch, Recht der deutscheu Einzelataaten. ^ 
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rllcklicbe VerfaasnngebestimmnDg die Hihrirknng 
^iD nicht gefordert wird, io welchen aber gleich- 
n möglicher AusfUhrotigshindermsse der Landes- 
or Abschluss der Znatimmn&g seines Volkes rer- 

38. 

imer die in den meisten Staaten dem Staatsober- 
Ihrte BefagnisB betrifft, im Falle der Nichtvereioi- 
andtaga provisorigche Verordnangen an Stelle und 
:aft von Gesetzen za erlaeeen vorbehaltlich der 
liea GenehffligDng der Volksvertretung — söge- 
thverordüungsrecfat — so muss es bedenklich er- 
ies auch analog auf den Abschluss von Verträgen, 
her Genehmigung bedürfen, auszudehnen und zwar 
Gefahren und völkerrechtlichen Verbindlichkeiten, 
I einer späteren Nicbtgenehmigung eines solchen 
t)r den Staat erwachsen würden, 
endlich noch zu untersuchen, von welchem Zeit- 

die Gültigkeit eines ratifizirten Vertrages datire 
sind wieder die bisher unterschiedenen Arten von 
luseinander zu halten. Durch die Katitikation wer- 
ille Verträge, deren Abschluss durch das Staats- 
allein erfolgen kann, rückwirkend von dem Zeit" 

in Kraft gesetzt, in welcbem der beiderseitige 
^geben war, d. h. von dem Abschlüsse der Ver- 

an. Dies gilt auch fUr jene Arten von Verträgen, 
f U h r u n g Genehmignng durch die Volksvertretung, 
ft ausdrücklicher auf Verträge bezHglicber Ver- 
itimmung, sei es wegen der im Allgemeinen fllr 
in Kegierungshandlnngen erforderten Mitwirkung 
ertretnng, erheischt, wenngleich auch bei diesen 
che Pflicht des Landesherrn besteht, schon vor der 
der Ratifikation diese Genehmignng zu erholen. 
:ann der Vertrag schon vor ertheilter Genehmigung 

Volksvertretnrg Gültigkeit erlangen, 
ideren Verträge aber, d. h. diejenigen, bezUglieh 
um Abschluss", „^ur Gültigkeit" Zustimmung der 
verfasBungsgemfiss nothwendig ist, können auch 
em Zeitpunkte des Vorhandenseins jener Zustim- 
Q Wirksamkeit treten, Alles dieses gilt natürlich 
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nnr fbr den Fall des Fehlens einer anderweitigen Verabredung ; 
jedoch ist eine solche darch das letzterwähnte Moment be- 
schränkt und würde eine Verabredung, dass der Vertrag von 
einem Zeitpunkte ab in Kraft treten solle, in welchem jene 
verfassungsmässig erforderliche Zustimmung noch nicht er- 
theilt war; rechtlicher Bedeutung entbehren. 

b) Nach dem Abschlüsse. 

Da mit der gegenseitigen Erklärung des ttbereinstimmen- 
den Willens der Gontrahenten und der Ratifikation unter der 
Voraussetzung, dass deren etwaige staatsrechtliche Disposi- 
tionsbeschränkungen beachtet worden sind, auch kein rechts- 
widriger Zwang, kein Irrthum und Betrug in Mitte liegen, 
ein gültiger und unanfechtbarer Vertrag zu Stande gekommen 
ist, bedarf es der Publikation desselben keineswegs zur Gül- 
tigkeit; es lässt sich vielmehr bei mannichfachen Verträgen 
geradezu ein Interesse an möglichster Geheimhaltung denken. 
Soll aber der Vertrag auch für die Staatsangehörigen ver- 
bindlich werden, legis vigorem erlangen, dann ist dessen 
Publikation unerlässlich. Dieselbe erfolgt in allen deutschen 
Staaten im Regierungsblatte oder in der Gesetzessammlung/ 

Dadurch wird nun der Vertrag zum Gesetz und finden 
auf ihn die etwaigen Bestimmungen Anwendung, welche das 
Inkrafttreten der Gesetze Mangels eines anderweitigen im 
Gesetze selbst bezeichneten Termins von einem bestimmten 
Tage nach Ausgabe des Gesetzblattes datiren. 

Die Berechtigung zur analogen Ausdehnung dieser fttr 
Gesetze bestehenden Bestimmungen auf Verträge ergiebt sich 
aus der ratio legis, welche die ist, dass durch eine solche 
Massregel den zu Verpflichtenden die Kenntnissnahme der 
Gesetze und sonstigen bindenden Normen ermöglicht und eine 
zeitlich übereinstimmende Anwendung durch die Behörden 
herbeigeführt werden soll. Diesbezügliche Bestimmungen sind 
enthalten: 

Für Preussen im Gesetz vom 16. Februar 1874 (Ablauf 
des 14. Tages), Sachsen -Coburg -Gotha Staatsgrundgesetz 
§ HO (Ablauf des 3. Tages), Schwarzburg-Rudolstadt Gesetz 
vom 24. Februar 1854 (Ablauf des 8. Tages), Schwarzburg- 
Sondershausen Gesetz vom 13. März 1850, Reuss j. L. Gesetz 

4* 
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2. Januar 1849 (Anfang des 8. Tagee), Renee ä. L. 
E vom 28. Januar 1852 (Ablanf des 6. Tages). In den- 
;n Staaten, welche keine derartigen VerfUgnogen ge- 
1 baben, beginnt die Verbindlichkeit, wenn nichts An- 
bestimmt ist, am Tage der Publikation, d. h. der Ads- 
dcH Gesetzblattes. 

Vas endlich die Form der Veröffentlichung anlangt, 80 
|]r alle Monarcbieen , dass ein wesentliches Erforderniss 
Gegenzeichnung des Ressortmiuisters liegt, deren Mangel 
igkeit des Vertrages bewirkt. Daneben enthalten einige 
ssungen die Bestimmung, dass der Landesherr bei der 
tation ausdrtlcklich der Zustimmung der Volkevertretnng, 
irttemberg auch des geheimen Käthes Erwähnung tbne *), 
ings nur fUr die Pnblikation von Gesetzen ansdrttcklich 
sprechen. Jedoch auch diese Bestimmung ist nnbedenk- 
luf Verträge anzuwenden, da sie lediglich die Erkennt- 
jrmöglicben soll, ob auch von Seite des Landesherrn 
erfassuDgemässigen Beschränkungen seiner Handlunga- 
teit beachtet worden sind, d.h. ob eine gdltige Rechts- 
vorliege oder eine nur gflltig scheinende. 
"ttr diejenigen Staaten, deren Verfassungen eine solche 
nmnng bezüglich der Publikation von Ksesetzen enthat- 
kann also dieses Erforderniss auch unbedenklich für 
ige anfgestellt werden. Anders aber bei den übrigen 
jn; fUr diese beantwortet sich die Frage, ob der Eio- 
nng der Volksvertretung gegebenen Falles Erwähnnug 
eben mttsse. nach einem anderen staatsrechtlichen Ge- 
punkte. Nimmt man nemlich mit der herrschenden 
ng an, dass der Richter, als unabhängig von der 
ität des Staatsoberhauptes oder der VerwaltnngsbehOr- 
nd lediglich der Autorität des Gesetzes unterworfen, die 
t habe, die Rechtsbeeländigkeit der Gesetze und Ver- 
ngen und aller Normen, welchen rechtliche Kraft gleich 
zukommt, also auch völkerrechtlicher Verträge, zu prU- 



Bayern Tit. VII § 30; Sachsen g 87; Württemberg § 172; 
a g 62; Sacbsen-Coburg-Ootba g 108; Braanacbweig § 100; 
lUTg Art. 140; 'Schwarzburg-Sondershauaen g 40; Reuse ä. L. 
Beuss j. L. g 65i Waldeck § 8. 
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fen^ dann moss auch die ForderoDg erhoben werden, dass 
dem Richter die Erkenntniss der Rechtsbeständigkeit und An- 
^v'endbarkeit ermöglicht werde. Dies kann aber nur dadnrch 
geschehen, dass bei Yerktindigung aller Regierungsakte, welche 
eine zustimmende Mitwirkung der Volksvertretung verfassungs- 
mässig erheischen, diese letztere auch ausdrücklich erwähnt 
werde. 

Nun schliessen aber die Verfassungen einzelner Staaten 
dieses Prüfungsrecht des Richters aus und tiberlassen dem- 
selben nur die Prüfung hinsichtlich der Einhaltung der for- 
mellen Erfordernisse bei der Publikation, indem sie eine 
Prüfung der verfassungsmässigen Entstehung der Publikate 
der Landesvertretung, den Kammern, zuweisen, so Preussen^), 
Oldenburg ^) , Braunschweig ^) , Schwarzburg - Rudolstadt *), 
Schwarzburg- Sondershausen ^) und Waldeck*). In diesen 
Staaten wird daher eine Veröffentlichung im Gesetzblatte und 
Contrasignatur des Ressortministers als genügend erachtet; 
in allen anderen aber, deren Verfassungen weder ausdrück- 
liche diesbezügliche Bestimmungen enthalten, noch auch den 
Richtern die Prüfung der Rechtsbeständigkeit durch positive 
Bechtsnorm entzogen haben, muss bei der Publikation von 
Staatsverträgen die erfolgte Zustimmung der Volksvertretung 
ausdrücklich dann constatirt werden, wenn diese wegen des 
Inhaltes der Verträge als Erforderniss der Gültigkeit durch 
die Verfassung bezeichnet ist. 

Bei denjenigen Verträgen aber, für welche lediglich zur 
Ausfuhrung Genehmigung durch die Eamnjern wegen eines 
zu erlassenden Gesetzes oder einer Geldbewilligung benöthigt 
wird, ist eine Erwähnung dieser schon vor Abschluss einzu- 
holenden Genehmigung nicht erforderlich, da solche Verträge 
auch ohne Genehmigung durch die Volksvertretung zu Recht 
bestehen und lediglich in der Ausführbarkeit durch diese be- 
dingt sind. 

1) Verfassung Art. 106. 

2) Staatsgrundgesetz Art. 141. 

3) Landschaftsordnung § 100. 

4) Grundgesetz § 26. 

5) Grundgesetz § 41. 

6) Verfassung § 94. 
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In den Republiken werden die Verträge nach Analogie 
der Gesetze dnrch den Senat im Amtsblatt pnblizirt*); was 
beztlglich des Verbindlichwerdens derselben gegenüber den 
Staatsangehörigen, dann bezüglich der ausdrücklichen Er- 
wähnung, daes die verfaeenngsmässigen Erforderniese beim 
Abschlnsse ermilt worden seien, fSr die Monarchieen gesagt 
worden ist, findet auch hier Anwendung; eine Beschränknng 
des richterlichen PrUfnngsrecbtes hinsicbtlicb des letzten Pook- 
tes besteht Überall nicht. 



-A. n h a n ^. 

Wie bei dem Mangel einer verfassnngsgesetzlichen Norm 
die Grenze zwischen den Competenzkreisen des Reiches and 
der Einzelstaaten auf dem Gebiete der internationalen Ver- 
tragscbliessnng eine Überaus flUssige ist, gebt ans der Dar- 
stellnng im 2. Abschnitte dieser Abhandlung hervor. Dazn 
kommt, dass es Reehtsgebiete giebt, bezüglich welcher so- 
wohl vom Reiche als von dessen Gliederataaten Staatsverträge 
abgeschlossen werden können, wonach die Competen« des 
Reiches im Wachsen, die der Einzelstaaten im Abnehmen be- 
griffen ist, je nachdem das eratere auf Grund der Reichs- 
verfassnng mehr und mehr Gebiete seiner Regelung unterstellt 
und dadurch die Möglichkeit ferneren Eingreifens der Einz 
Staaten in die von ihm erfassten Gebiete aufhebt. 

Es wird dcsshalb nöthig, noch das Verhältniss des dm 
Verträge geschaffenen Landesrechtes zu dem auf Gesetj 
oder Verträgen beruhenden Reiehsrecht zu betrachten. 

Durch die vorzugsweise in das gegenwärtige Jahrhund 
fallende Entwicklang der Staaten ans dem ständisch orga 
sirten und den Patrimonialstaate zu der modernen Gestaltni 
welche ihren Ausdruck in der Repräsentativrerfassung finc 
ist der völkerrechtliche Vertrag zu einer wichtigen Quelle i 

*) VerfasfiUDg vod Hamburg ÄrL 61, von Lübeck Art. 49, ' 
Bremen S 57. 
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Anhang. 

• 

Staats- und mittelbar auch des Privatrechts geworden. Wäh- 
rend nemlich früher Staatsverträge sich nur äusserst selten 
um andere Angelegenheiten als Krieg und Frieden drehten^ 
hat es die moderne Staatenentwicklung durch die vorwiegende 
Berticksiehtigang der Volksinteressen mit sich gebracht, dass 
nun auch vorzugsweise die Verkehrs- und Handelsverhältnisse; 
die Rechtspflege, die socialen Verhältnisse Gegenstand inter- 
nationaler Verträge geworden sind. Da ferner diese Verträge 
in den meisten Fällen nicht durch ein besonderes Ein- oder 
Ausftihrungsgesetz den Staatsangehörigen gegenttber als gel- 
tendes Recht zum Ausdrucke gebracht werden, ist auch 
formell der Staatsvertrag als besondere Rechtsquelle neben 
Gesetz und Gewohnheitsrecht getreten. So zeigt sich denn 
in der That auch materiell allenthalben eine Analogie zwi- 
schen Vertrag und Gesetz. Bei Untersuchung der Frage, 
welches Regierungsorgan zum Abschlüsse competent sei, zeigt 
sich dieselbe am schärfsten hinsichtlich derjenigen Verträge, 
bezüglich welcher die Verfassungsgesetze eine Mitwirkung 
der Volksvertretung nicht vorschreiben, indem man selbst 
hier zu dem Resultate gelangen musste, dass die Genehmigung 
der Volksvertretung nur dann entbehrt werden könne, wenn 
bei der Durchfuhrung des Vereinbarten lediglich das Ver- 
ordnungsrecht in Frage komme, dass aber deren Einholung 
schon vor dem Abschlüsse nöthig sei, wenigstent» politisch, 
wenn zur Ausführung ein Gesetz erlassen oder Geldmittel be- 
willigt werden müssen. Die behauptete Analogie zeigt sich 
femer bei Bestimmung des Umfanges der Gompetenz des 
Reiches und der Einzelstaaten ; sie zeigt sich endlich bei Dar- 
stellung der formellen Erfordernisse beim Abschlüsse völker- 
rechtlicher Verträge. Nach diesem Gesichtspunkte beant- 
wortet sich denn auch die Frage nach dem gegenseitigen 
Verhältniss zwischen Reichsvertrag und Landesvertrag und 
zwischen Reichsgesetz und Landesvertrag. Auch hiefttr ist 
also die Bestimmung des Art. 2 der Reichsverfassung mass- 
gebend , wonach Reichsgesetze den Landesgesetzen vorgehen. 
Daraus aber ergiebt sich, dass die vom Reiche gültig abge- 
schlossenen Verträge mit dem Tage ihres Inkrafttretens fllr 
alle durch sie geregelten Punkte bisher bestanden habende 
diesbezügliche Verträge der Einzelstaaten ausser Kraft setzen. 
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• 

Es folgt hieraus weiter, dass damit den Einzelstaaten auch 
für die betreflFeuden Materien die Möglichkeit künftiger Ver- 
tragschliessung während des Bestehens der Verträge des 
Beiches benommen ist; nur in dem einzigen Falle, dass das 
Reich die Ausführung des von ihm Vereinbarten den Einzel- 
staaten überlassen hat, ist ihnen der Abschluss völkerrecht- 
licher Verträge unter einander gestattet, jedoch lediglich 
über den Ausftthrungsmodus der vom ßeich eingegangenen 
Verträge. 

Was von den Reichsverträgen gilt^ gilt selbstverständlich 
auch von den Reichsgesetzen. 

Sind aber vom Reiche Verträge. und Gesetze unter Ausser- 
achtlassung der verfassungsinässigen Erfordernisse abgeschlos- 
sen, beziehungsweise erlassen worden, so folgt aus deren 
UnVerbindlichkeit von selbst, dass durch dieselben landes- 
rechtliche Normen nicht alterirt werden können. Der Richter 
sowohl, als der V^jrwaltungsbeamte wird daher in diesem 
Falle , da etwaige landesgeaetzliche Beschränkungen des Prti- 
fungsrechtes auf Reichsrecht keine Anwendung finden und 
bezüglich dieses solche Beschränkungen von Reichs wegen 
nicht besteben, fortdauernd das Landesrecht zur Anwendung 
zu bringen haben. 

Was endlich noch den Umstand betrifiPt, dass aus dem 
plötzlichen Ausserkrafttreten von Landesverträgen nicht un- 
erhebliche Galamitäten hinsichtlich der Beziehungen zu aus- 
wärtigen Staaten erwachsen können, so ist bezüglich der 
schon bestehenden Verträge von Einzelstaaten hiefür ein re- 
medium nicht zu finden. Für den Abschluss neuer jedoch, 
welche solche Gebiete berühren, auf welchen das Reich 
gleichfalls Vertragschliessungs - und Gesetzgebungsbefugniss 
hat, besteht auf Seite der deutschen Einzelstaaten die Ver- 
pfiichtuug, in Berücksichtigung dieser ihrer beschränkten 
Dispositionsfähigkeit Modalitäten für den bezeichneten Fall 
zu vereinbaren. Die mit denselben contrahirenden auswärti- 
gen Staaten haben aber auch ihrerseits die Pflicht der Be- 
rücksichtigung dieses Umstandes und müssen andernfalls nach 
dem Satze ; „culpa cum culpa compensatur" die Consequenzen 
hieraus sich selbst zuschreiben, denn: Qui cum alio contrahit, 
vel est, vel debet esse non ignarus conditionis ejus. - 
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